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Baudenkmäler und archäologische Stätten verkörpern ein kulturelles Erbe von unersetzbarem 

Wert und tragen dazu bei, dem Land Nordrhein-Westfalen sein unverwechselbares Profil zu ge-

ben. In Politik und Gesellschaft besteht ein grundlegender Konsens, dieses Erbe zu pflegen und 

zu erhalten. Die Eigentümer sind jedoch vielfach nicht in der Lage, die Erhaltung wenig ertrag-

reicher oder sogar defizitärer Kulturgüter alleine zu finanzieren. Deshalb hilft der Staat mit Zu-

schüssen aus Denkmalpflegemitteln und Fördermitteln zur Altbausanierung. Neben dieser direkten 

Förderung schaffen die Steuererleichterungen insbesondere im Einkommensteuerrecht einen 

erheblichen Anreiz, privates Kapital für die Erhaltung der Denkmäler einzusetzen. Sie sind daher 

ein gewisser Ausgleich für die Last der Erhaltung, die die Denkmalschutzgesetze dem Eigen-

tümer von Kulturgütern im Interesse der Allgemeinheit auferlegen. 

Über die Möglichkeiten, Steuervergünstigungen für die Pflege und Erhaltung von Denkmälern in 

Anspruch zu nehmen, informiert die vorliegende Schrift. 
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A. Einleitung samkeit (§ 4 Abs. 2 S. 2 DSchG), unterrichtet die Untere 

Denkmalbehörde das Finanzamt hierüber. 

Neben Denkmalpflegemitteln des Landes, der Gemeinden 

und Gemeindeverbände sind steuerliche Vergünstigungen Soweit für steuerliche Vergünstigungen die Vorlage von 

ein wichtiges Mittel für die Denkmalpflege. Zum einen sind Bescheinigungen erforderlich ist (zum Beispiel für erhöhte 

sie bei der Ermittlung der Zumutbarkeit zu berücksichti- Absetzungen von den Herstellungskosten), sind diese in 

gen. Zum anderen sind sie für Menschen mit Denkmal- der Regel von der Unteren Denkmalbehörde im Benehmen 

eigentum Anreiz und Hilfe, um die teilweise als Belastung mit dem Landschaftsverband auszustellen (§ 40 DSchG). 

empfundene Denkmaleigenschaft nicht zu einem wirt-

schaftlichen Nachteil werden zu lassen. Zu beachten ist, dass neben diesen und den nachfolgend 

bei den einzelnen Steuerarten genannten weiteren objekt-

Die Behandlung eines Gebäudes als Baudenkmal im Sinne bezogenen, also das Baudenkmal selbst betreffenden Vo-

des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) richtet sich allein raussetzungen für eine Steuervergünstigung, auch gewis-

danach, ob das Gebäude in die Denkmalliste eingetragen se persönliche Voraussetzungen in der Person desjenigen, 

oder vorläufig unter Schutz gestellt ist. Auskunft hierüber der eine Steuervergünstigung geltend macht, erfüllt sein 

erteilt die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde. Alle in müssen. So kann ein besonderer Abzugsbetrag für Auf-

Frage kommenden Steuervergünstigungen setzen voraus, wendungen für ein zu eigenen Wohnzwecken genutztes 

dass die Erhaltung des Vermögens im öffentlichen Interes- Baudenkmal beispielsweise von jedem Steuerpflichtigen 

se liegt. Diese Notwendigkeit erfüllen alle eingetragenen nur für ein Baudenkmal in Anspruch genommen werden 

oder vorläufig unter Schutz gestellten Denkmäler auf- (vgl. im Einzelnen Abschnitt B. V.). 

grund § 2 Abs. 1 DSchG. 

Auskunft und Beratung in Fragen der Denkmalförderung 

Das Vorliegen dieser allgemeinen Voraussetzungen wird und des Denkmalschutzes gewähren die Gemeinden als 

gegenüber dem Finanzamt durch die Vorlage des Beschei- Untere Denkmalbehörde. Nutzen Sie diese Informations-

des über die Eintragung des Denkmals in die Denkmalliste möglichkeiten frühzeitig! Ansprechpartner in steuerrecht-

oder über die vorläufige Unterschutzstellung nachgewie- lichen Fragen sind die Finanzämter. 

sen. Die Unterschutzstellung eines Objektes ist für die Fi-

nanzverwaltung bindend. Wird die Eintragung gelöscht 

(§ 3 Abs. 4 DSchG) oder verliert die vorläufige Eintragung 

während des steuerlich begünstigten Zeitraums ihre Wirk-
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B. Einkommensteuer 

Das Einkommensteuerrecht bietet mehrere Möglichkei-

ten, die Steuerschuld aufgrund von Aufwendungen für 

Baudenkmäler zu mindern, beispielsweise durch 

■
 Absetzung von Anschaffungs- und Herstellungskosten 

■
 Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand 

■
 Sonderausgabenabzug 

■
 Spenden. 

I. Anschaffungs- und Herstellungskosten eines 

Baudenkmals 

Die Anschaffungskosten für ein Baudenkmal können nicht 

sofort in voller Höhe steuermindernd abgezogen werden, 

sondern nur der jährliche Wertverlust. Diesen Vorgang 

nennt man „Absetzung für Abnutzung (AfA)”. Vorausset-

zung für den Abzug der AfA ist allerdings, dass das Bau-

denkmal der Erzielung steuerpflichtiger Einkünfte dient. 

Die AfA bemisst sich bei einem Gebäude nach einem be-

stimmten, gesetzlich festgelegten Vom-Hundert-Satz (§ 7 

Abs. 4 EStG, sog. lineare AfA). Bemessungsgrundlage sind 

die Anschaffungskosten für das Gebäude, nicht dagegen 

die Kosten für den Grund und Boden. 

Ein einheitlich vereinbarter Gesamtkaufpreis für das 

Grundstück ist nach dem Verhältnis der Verkehrswerte auf 

das Gebäude und den Grund und Boden aufzuteilen. 

Zu den Anschaffungskosten für Gebäude bzw. Grund und 

Boden gehören auch die Anschaffungsnebenkosten (bei-

spielsweise Kosten für die notarielle Beurkundung des 

Grundstückskaufvertrages) und die Kosten der Inbetrieb-

nahme des Grundstücks (beispielsweise Kosten für um-

fangreiche Renovierungsarbeiten im Anschluss an den Er-

werb des Grundstücks, die das Gebäude für den Erwerber 

erstmals nutzbar machen). 

Bei der linearen AfA sind abzuziehen: 

■
 jährlich 2 % der Anschaffungskosten bei Gebäuden, die 

nach dem 31.12.1924 fertiggestellt wurden; 

■
 jährlich 2,5 % der Anschaffungskosten bei Gebäuden, 

die vor dem 01.01.1925 fertiggestellt wurden. 

Die Anschaffungskosten für den Erwerb der Altbausub-

stanz können nicht erhöht nach § 7 i EStG abgeschrieben 

werden. Etwas anderes kann gegebenenfalls für die Kosten 

der Inbetriebnahme gelten (vgl. dazu im Einzelnen Ab-

schnitt B. II. und III.). 

Wegen der Behandlung der Anschaffungskosten bei zu 

eigenen Wohnzwecken genutzten Baudenkmälern vgl. Ab-

schnitt B. V.. 



6 

Die umfassende Renovierung eines Denkmals führt aus-

nahmsweise zu einer (Neu-)Herstellung des Gebäudes, 

wenn durch die Baumaßnahmen ein bautechnisch neues 

Gebäude entstanden ist. Hiervon ist auszugehen, wenn an-

lässlich der Renovierung die tragenden Gebäudeteile (bei-

spielsweise Fundamente, tragende Innen- und Außenmau-

ern, Geschossdecken, Dachkonstruktion) zumindest über-

wiegend ausgetauscht wurden oder das Denkmal vor 

seiner Modernisierung unbrauchbar im Sinne eines Voll-

verschleißes war. 

Bemessungsgrundlage für die AfA sind in diesem Fall die 

Herstellungskosten des Gebäudes. Hierzu gehört neben 

den Renovierungskosten auch der in den Neubau einge-

flossene, aus den ursprünglichen Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten des Denkmals abgeleitete Wert der Alt-

bausubstanz des Gebäudes. Der maßgebliche Vom-Hun-

dert-Satz für die lineare AfA beträgt 2 % (Fertigstellung 

des Neubaus nach dem 31.12.1924). 

Die Kosten einer (Neu-)Herstellung eines Denkmals 

können im Rahmen der Steuerbegünstigungen für Bau-

denkmäler dem Grunde nach berücksichtigt werden (vgl. 

zu den Voraussetzungen im Einzelnen Abschnitt B. II. und 

III.), soweit die Baumaßnahmen nicht zu einer völligen 

Neuerrichtung des Denkmals führen oder den Wiederauf-

bau eines zerstörten Gebäudes bezwecken. Die Aufwen-

dungen für den Erwerb der Altbausubstanz sind auch in 

diesem Fall nicht förderfähig. 

II. Abgrenzung von Erhaltungsaufwendungen und 

nachträglichen Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten 

Nachträgliche Anschaffungs- oder Herstellungskosten ge-

hören ebenfalls zu den Aufwendungen für das Gebäude, 

die nur verteilt auf einen bestimmten Zeitraum steuerlich 

berücksichtigt werden (vgl. Abschnitt B. I.). Nachträgliche 

Herstellungskosten liegen vor, wenn der Zustand des Ge-

bäudes nach dem Erwerb wesentlich verbessert wird oder 

das Gebäude erweitert wird. Dies wird bei Baudenkmälern 

häufig der Fall sein. Bei nachträglichen Anschaffungs-

oder Herstellungskosten, die normalerweise nur im Rah-

men der Gebäude-AfA mit dem für das Gebäude maßge-

benden Vom-Hundert-Satz abgesetzt werden können, bie-

tet die Steuervergünstigung des § 7 i EStG bei Baudenk-

mälern die Möglichkeit einer erhöhten Absetzung (vgl. Ab-

schnitt B. III.). 

Erhaltungsaufwendungen, die der Einkunftserzielung die-

nen, können im Gegensatz zu den Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten in voller Höhe im Jahr ihrer Verausga-

bung abgezogen werden. Zu den Erhaltungsaufwendungen 

gehören insbesondere Kosten für die laufende Instandset-

zung des Baudenkmals. Aber auch Erneuerungen von in 

dem Gebäude bereits enthaltenen Teilen, Einrichtungen 

und Anlagen führen grundsätzlich zu Erhaltungsaufwen-

dungen, es sei denn, durch die Erneuerungen wird das Ge-

bäude über seinen ursprünglichen Zustand hinaus we-

sentlich verbessert (Herstellungskosten) oder aber es wird 
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durch die Erneuerungen erst in einen betriebsbereiten Zu-

stand versetzt (Anschaffungskosten). 

Erhaltungsaufwendungen sind z. B.: Ausbesserungsarbei-

ten, Erneuerung des Außenputzes und der Außenverklei-

dung, Reparatur des Daches, der sanitären Anlagen, der 

Heizung, der Fenster, Austausch von defekten Teilen und 

sonstige Renovierungsarbeiten. Neben der Möglichkeit, 

die Erhaltungsaufwendungen im Jahr ihrer Verausgabung 

steuermindernd geltend zu machen, können sie unter 

bestimmten Voraussetzungen auch auf zwei bis fünf Jahre 

gleichmäßig verteilt werden (vgl. Abschnitt B. IV.). 

Sind im Rahmen einer umfassenden Instandsetzungs- und 

Modernisierungsmaßnahme sowohl Arbeiten zur Schaf-

fung eines betriebsbereiten Zustandes, zur Erweiterung 

des Gebäudes oder Maßnahmen, die über eine zeitgemä-

ße substanzerhaltende Erneuerung hinausgehen (wesent-

liche Verbesserung) als auch Erhaltungsarbeiten durchge-

führt worden, sind die hierauf jeweils entfallenden Aufwen-

dungen grundsätzlich – ggf. im Wege der Schätzung – in 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten und Erhaltungs-

aufwendungen aufzuteilen, die mit den jeweiligen Aufwen-

dungsarten im Zusammenhang stehen. Aufwendungen für 

ein Bündel von Einzelmaßnahmen, die für sich genommen 

teils Anschaffungskosten oder Herstellungskosten, teils 

Erhaltungsaufwendungen darstellen, sind jedoch dann 

insgesamt als Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 

beurteilen, wenn die Arbeiten im sachlichen Zusammen-

hang stehen. 

Die Frage, inwieweit sofort abzugsfähige Erhaltungsauf-

wendungen oder nur über einen längeren Zeitraum absetz-

bare Anschaffungs- oder Herstellungskosten vorliegen, 

haben die Finanzämter zu entscheiden. Auf Antrag geht 

das Finanzamt jedoch von Erhaltungsaufwendungen aus, 

wenn der Aufwand für die Baumaßnahme nicht mehr als 

4 000 Euro (Rechnungsbetrag ohne Umsatzsteuer) be-

trägt. Besonderheiten gelten für Aufwendungen, die inner-

halb von drei Jahren nach der Anschaffung eines Gebäu-

des anfallen. Unter bestimmten Voraussetzungen sind die-

se Aufwendungen auch dann als nachträgliche Herstel-

lungskosten zu behandeln, wenn es sich nach den zuvor 

genannten Kriterien an sich um Erhaltungsaufwendungen 

handeln würde. Voraussetzung hierfür ist es unter ande-

rem, dass die Aufwendungen (Rechnungsbetrag ohne Um-

satzsteuer) innerhalb der ersten drei Jahre nach An-

schaffung des Gebäudes 15 % des Kaufpreises des Ge-

bäudes (ohne Grundstückswert) übersteigen (so genannte 

15 %-Grenze). Bei der Prüfung der 15 %-Grenze sind 

grundsätzlich alle Baumaßnahmen, die innerhalb von drei 

Jahren nach der Anschaffung des Grundstücks vorgenom-

men werden, einzubeziehen. Lediglich Aufwendungen für 

Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise anfallen, 

und Kosten für die Erweiterung eines Gebäudes bleiben 

außen vor. 
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III. Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmälern 

1. Allgemeines 

Bei Gebäuden und Gebäudeteilen, die als Baudenkmal un-

ter Schutz gestellt sind, können für nachträgliche Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten bzw. für die Kosten der In-

betriebnahme des Gebäudes anstelle der üblichen linea-

ren Abschreibung erhöhte Absetzungen in Anspruch ge-

nommen werden. Rechtsgrundlage hierfür ist der § 7 i EStG. 

Die erhöhten Absetzungen betragen im Jahr der Fertigstel-

lung und den folgenden sieben Jahren jeweils 9 % und in 

den darauf folgenden vier Jahren jeweils 7 % der begüns-

tigten Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Wahlweise 

können auch niedrigere Beträge geltend gemacht werden. 

Die nicht in Anspruch genommenen Absetzungen werden 

in diesem Fall nach Ablauf des insgesamt 12-jährigen Be-

günstigungszeitraums im Rahmen der „gewöhnlichen“ line-

aren AfA für Gebäude berücksichtigt. 

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigungen bei 

Baudenkmälern hängt sowohl von denkmalrechtlichen als 

auch von steuerrechtlichen Voraussetzungen ab. 

2. Steuerrechtliche Voraussetzungen 

Als steuerrechtliche Voraussetzungen, die ausschließ-

lich von den Finanzbehörden zu prüfen sind, sind zu be-

achten: 

2.1 

Die erhöhten Absetzungen kommen nur für solche Bau-

denkmäler in Betracht, die nach steuerrechtlichen Grund-

sätzen ein Gebäude oder Teile eines Gebäudes darstellen. 

Diese Voraussetzung liegt zum Beispiel bei Grabsteinen, 

Wegekreuzen oder Resten einer Stadtmauer nicht vor. 

Auch Außenanlagen (zum Beispiel eine Gartenanlage) ge-

hören grundsätzlich nicht zu dem Gebäude. Aufwendun-

gen für die Erhaltung derartiger Baudenkmäler sind ggf. im 

Rahmen des Sonderausgabenabzugs nach § 10 g EStG 

begünstigt (vgl. Abschnitt B. VI.). 

2.2 

Begünstigt sind grundsätzlich nur Anschaffungs- und Her-

stellungskosten, die dem Baudenkmal zuzurechnen sind. 

Die Anschaffungskosten für den Erwerb der Altbausub-

stanz können nicht erhöht abgeschrieben werden (vgl. da-

zu Abschnitt B. I.). Sind die Aufwendungen für die Durch-

führung der Baumaßnahmen steuerrechtlich als Kosten 

der Inbetriebnahme oder nachträgliche Anschaffungskos-

ten zu beurteilen (siehe B. II.), sind sie begünstigt, wenn sie 

auf Baumaßnahmen entfallen, die nach dem rechtswirk-

samen Abschluss des obligatorischen Erwerbsvertrags 

durchgeführt werden (§ 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG). Ein Erwerbs-
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vertrag ist regelmäßig im Zeitpunkt der notariellen Beur-

kundung rechtswirksam abgeschlossen. 

2.3 

Das Baudenkmal muss ferner im Rahmen einer steuer-

lichen Einkunftsart zu erfassen sein. Fehlt es an einer 

Einkunftserzielungsabsicht, das heißt der objektiv nach-

prüfbaren Absicht, einen Überschuss der Einnahmen über 

die Ausgaben zu erzielen, so können die Aufwendungen 

nicht nach § 7 i EStG erhöht abgeschrieben werden. In 

diesem Falle ist jedoch zu prüfen, ob die Voraussetzungen 

für den Abzug als Sonderausgaben vorliegen (vgl. Ab-

schnitt B. VI.). 

Wegen der Besonderheiten bei zu eigenen Wohnzwecken 

genutzten Baudenkmälern siehe Abschnitt B. V.. 

2.4 

Die erhöhten Absetzungen beginnen in dem Jahr, in dem 

die einheitliche Baumaßnahme fertiggestellt wird. 

2.5 

Wurden für die Baumaßnahmen Zuschüsse aus öffentli-

chen Kassen (zum Beispiel aus Wohnungsbaumitteln, 

Stadterneuerungsmitteln, Denkmalmitteln) gewährt, so 

sind die Zuschüsse – auch wenn sie nicht in der Bescheini-

gung der Denkmalbehörde angegeben sind – dem Finanz-

amt im Rahmen der Steuererklärung mitzuteilen. Die Zu-

schüsse mindern die Bemessungsgrundlage für die erhöh-

ten Absetzungen nach § 7 i EStG. 

2.6 

Die erhöhten Absetzungen nach § 7 i EStG unterliegen kei-

nem Höchstbetrag. Sie können auch gleichzeitig für meh-

rere Gebäude in Anspruch genommen werden (Ausnah-

me: Objektbeschränkung bei zu eigenen Wohnzwecken ge-

nutzten Baudenkmälern, vgl. Abschnitt B. V.). 

2.7 

Die Abschreibungsvergünstigung für Baudenkmäler ist 

auch unabhängig davon zu gewähren, ob das Baudenkmal 

zu einem Privat- oder einem Betriebsvermögen gehört. 

Land- und Forstwirte, die ihren Gewinn nach Durchschnitt-

sätzen ermitteln (§ 13 a EStG), können die erhöhten Abset-

zungen für zu ihrem Betriebsvermögen gehörende Bau-

denkmäler jedoch nicht abziehen. 

3. Denkmalrechtliche Voraussetzungen 

3.1 

Die erhöhten Absetzungen nach § 7 i EStG können nur dann 

in Anspruch genommen werden, wenn durch eine Beschei-

nigung der zuständigen Denkmalbehörde die Denkmal-

eigenschaft des Gebäudes und die Höhe der begünstigten 

Aufwendungen von den Steuerpflichtigen gegenüber dem 

Finanzamt nachgewiesen werden. In Nordrhein-Westfalen 

sind in der Regel die Unteren Denkmalbehörden im Be-

nehmen mit dem Landschaftsverband für die Ausstellung 

der Bescheinigung zuständig. Die oberste Denkmalbehör-
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de (Ministerium) hat in dem als Anlage 1 beigefügten 

Runderlass vom 17.03.1998 (hier abgedruckt auf Seite 27) 

die Voraussetzungen hierfür im Einzelnen genannt. Zu-

sammengefasst ist auf Folgendes hinzuweisen: 

Das betreffende Gebäude oder der Gebäudeteil muss ein 

geschütztes Baudenkmal im Sinne des DSchG sein. Dies 

ist dann gegeben, wenn das Gebäude oder der Gebäude-

teil nach § 3 DSchG in die Denkmalliste eingetragen ist 

oder gemäß § 4 DSchG als vorläufig eingetragen gilt. Auf-

grund der Zielsetzung des DSchG und des mit der Steuer-

vergünstigung verfolgten Zweckes ist es unerlässlich, dass 

die Denkmaleigenschaft bereits vor Beginn der Baumaß-

nahmen bestandskräftig festgestellt worden ist. Dies bie-

tet dem Bauherrn die Gewähr für eine frühzeitige Bera-

tung und der Denkmalbehörde die Gelegenheit, das beab-

sichtigte Baugeschehen sowohl in der notwendigen Ab-

stimmung als auch im denkmalrechtlichen Erlaubnisver-

fahren im Sinne der Denkmalpflege zu beeinflussen. 

Die erhöhten Absetzungen kommen auch bei Gebäuden in 

Betracht, die zwar selbst kein Baudenkmal sind, aber in-

nerhalb eines Denkmalbereichs liegen. Denkmalbereiche 

werden gemäß §§ 5, 6 Abs. 4 DSchG mit einer besonderen 

gemeindlichen Satzung oder in einem Bebauungsplan 

festgesetzt. Ob ein Gebäude innerhalb eines Denkmalbe-

reichs liegt, ist bei der Unteren Denkmalbehörde zu erfah-

ren. Begünstigt sind in diesem Fall nur die Herstellungs-

kosten der Teile des Gebäudes, die nach Art und Umfang 

zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-

nungsbildes des Denkmalbereichs erforderlich sind. Das 

sind regelmäßig nur die Kosten, die im Zusammenhang 

mit der Außenhaut des Gebäudes anfallen. 

Einzelheiten sollten auch hier rechtzeitig mit der Unteren 

Denkmalbehörde geklärt werden. 

Wird während des Begünstigungszeitraums die Eintra-

gung des Denkmals gelöscht oder verliert die vorläufige 

Unterschutzstellung ihre Wirksamkeit oder wird die Sat-

zung über den Denkmalbereich aufgehoben, so hat die Un-

tere Denkmalbehörde das zuständige Finanzamt hierüber 

zu unterrichten. Fällt die Eigenschaft als Baudenkmal oder 

Denkmalbereich innerhalb des zehnjährigen Abschrei-

bungszeitraums weg, so können die erhöhten Absetzun-

gen ab dem nächsten Jahr nicht weiter in Anspruch ge-

nommen werden. 

Nach § 9 Abs. 1 DSchG werden auch bauliche Anlagen in 

der engeren Umgebung eines Baudenkmals vom Denk-

malschutz erfasst. Die Herstellungskosten an diesen bau-

lichen Anlagen können jedoch nicht erhöht abgeschrieben 

werden. 

3.3 

Die Bescheinigung kann nur erteilt werden, wenn die Bau-

maßnahmen in Abstimmung mit der Gemeinde vorgenom-

men worden sind. Der Bauherr muss also vor Beginn der 

Baumaßnahmen diese im Einzelnen mit der Gemeinde 

3.2 
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abstimmen. Die Gemeinde wird hierzu den Landschafts-

verband – Amt für Denkmalpflege – hinzuziehen. Im Rah-

men der Abstimmung ist Klarheit darüber herbeizuführen, 

welche Baumaßnahmen oder Gewerke für eine erhöhte 

Abschreibung bescheinigt werden können. Die Abstim-

mung kann auch innerhalb des denkmalrechtlichen Er-

laubnisverfahrens erfolgen. Vom Bauherrn sind die Bau-

maßnahmen so auszuführen, wie dies in der Abstimmung 

vereinbart worden ist. Erfolgt dies nicht, ist eine Bescheini-

gung nicht möglich. Eine nachträgliche Abstimmung heilt 

diesen Verfahrensfehler nicht, auch wenn die Baumaßnah-

men denkmalverträglich ausgeführt worden sind. 

Die Aufwendungen müssen nach Art und Umfang dazu er-

forderlich sein, das Gebäude als Baudenkmal zu erhalten 

oder sinnvoll zu nutzen. Ausgangspunkt und übergreifen-

der Gesichtspunkt ist die Erhaltung des Gebäudes als Bau-

denkmal. Diese im öffentlichen Interesse liegende denk-

malpflegerische Aufgabe soll mit steuerlichen Anreizen ge-

fördert werden. Führen Baumaßnahmen hingegen zum 

Verlust der Denkmaleigenschaft oder entsprechen sie 

nicht der Eigenart des Baudenkmals und damit der Denk-

malpflege, so können diese Baumaßnahmen nicht als „zur 

Erhaltung des Gebäudes als Baudenkmal erforderlich” 

bescheinigt werden, weil sie der denkmalpflegerischen 

Zielsetzung der Steuervergünstigung zuwiderlaufen. 

Welche Aufwendungen nach diesen Kriterien begünstigt 

sind, kann regelmäßig nur im Einzelfall beurteilt werden. 

Grundlage hierfür ist der in der Anlage 1 abgedruckte 

Runderlass vom 17.03.1998 (hier abgedruckt auf Seite 27). 

3.4.1 

Bauliche Maßnahmen zur Anpassung eines Baudenkmals 

an einen zeitgemäßen Nutzungsstandard sind begünstigt, 

beispielsweise die Aufwendungen für eine zeitgemäße 

Haustechnik, die Heizungsanlage, die Toilette, das Bade-

zimmer usw., nicht jedoch Aufwendungen für Einbaumö-

bel, Beleuchtungskörper oder Einrichtungsgegenstände. 

3.4.2 

Zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind auch Aufwendun-

gen, die dazu dienen, eine unter denkmalrechtlichen Ge-

sichtspunkten vertretbare wirtschaftliche Nutzung des 

Baudenkmals zu ermöglichen, nicht jedoch Aufwendun-

gen, die dazu dienen, die wirtschaftliche Nutzung des Bau-

denkmals zu optimieren. 

Hierzu zwei Beispiele: 

■
 Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Dreifamilien-

haus ist ohne Umgestaltung nutzbar, trägt sich aber 

bei dieser Nutzung wirtschaftlich nicht. Hiervon ist 

auszugehen, wenn beispielsweise die Voraussetzungen 

für den Erlass der Grundsteuer nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 

GrStG vorliegen (vgl. Abschnitt F.). In diesem Fall sind 

die Aufwendungen bescheinigungsfähig, die erforder-

lich sind, um das Gebäude so umzugestalten, dass es 

wirtschaftlich nutzbar ist, wenn die Umgestaltung aus 

denkmalrechtlicher Sicht vertretbar ist. 

3.4 
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■
 Ein dem Denkmalschutz unterliegendes Dreifamilien-

haus ist unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ohne 

Umgestaltung nutzbar. Eine Umgestaltung in sechs 

Wohnungen ist aus denkmalrechtlicher Sicht zwar ver-

tretbar. In diesem Fall sind die Aufwendungen zu dieser 

Umgestaltung des Gebäudes jedoch nicht zur sinn-

vollen Nutzung erforderlich im Sinne der §§ 7 i, 10 f, 11 b 

EStG. 

Aufwendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlichkeits-

überlegungen des Eigentümers beruhen, können nicht in 

die Bescheinigung aufgenommen werden. Hierzu gehört 

beispielsweise in der Regel der Ausbau des Dachgeschos-

ses zusätzlich zur vorhandenen Nutzung. 

3.4.3 

Stehen nur Teile eines Gebäudes unter Denkmalschutz 

und sind diese Gebäudeteile selbstständig nicht nutzungs-

fähig (zum Beispiel Fassade, Dachreiter), können auch 

unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen Nutzung Aufwen-

dungen, die nicht unmittelbar diese Gebäudeteile betref-

fen, nicht in die Bescheinigung einbezogen werden. 

3.4.4 

Nur tatsächlich angefallene Aufwendungen sind beschei-

nigungsfähig. Dazu gehört nicht der Wertansatz für die 

eigene Arbeitsleistung der Denkmaleigentümer oder für 

unentgeltlich Beschäftigte, weil ersparte Kosten steuer-

rechtlich nicht berücksichtigt werden können. 

Ebenfalls nicht bescheinigungsfähig ist der Wertverlust 

durch Entfernen von Altbausubstanz. Nicht entscheidend 

ist, ob die Aufwendungen nach DIN-Normen zu den Bau-

kosten gehören. 

3.4.5 

Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung eines nicht 

mehr als solches genutzten ehemaligen Fabrikgebäudes 

oder landwirtschaftlichen Gebäudes oder eines sonstigen 

Gebäudes sind in der Regel bescheinigungsfähig, wenn die 

historische Substanz und die denkmalbegründenden 

Eigenschaften erhalten werden, die Aufwendungen für die 

Umnutzung erforderlich sind und die Umnutzung unter 

denkmalrechtlichen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

Dies setzt im Wesentlichen voraus, dass 

■
 die Denkmaleigenschaft nicht wesentlich berührt wird, 

■
 die vorhandene statische Konstruktion erhalten bleibt, 

zum Beispiel das tragende Mauerwerk, die Ständer 

und die Balkenlagen, 

■
 die nutzungsbedingten Einbauten in einer Ausführung 

gemacht werden, die eine spätere Rückführung auf den 

originalen Zustand ermöglicht; in der Regel liegt dies 

nicht vor zum Beispiel beim Ersatz einer Holzdecke 

durch eine Betondecke, die beim Einbau und beim Ent-

fernen erhebliche Eingriffe in die Denkmalsubstanz er-

fordert und auch eine Änderung der Statik bewirkt, 
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wenn der Ersatz nicht aus statischen oder Brand-

schutzgründen erforderlich ist, 

■
 die nutzungsbedingten Eingriffe in das Baudenkmal, 

zum Beispiel zusätzliche Fensteröffnungen, Türöffnun-

gen, unter Ausnutzung von baurechtlichen Abweichun-

gen auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt 

werden, 

■
 die neue Nutzung sinnvoll ist, das heißt die Ausnutzung 

des Baukörpers, der Räume und Flächen sich der 

Denkmaleigenschaft des Gebäudes unterordnet. 

3.4.6 

Welche Aufwendungen nach diesen Kriterien begünstigt 

sind, kann regelmäßig nur im Einzelfall beurteilt werden. 

Zu beachten ist jedoch, dass das Merkmal „erforderlich” 

einen strengen Maßstab an die Aufwendungen legt. Es 

reicht nicht aus, dass die Aufwendungen aus denkmalpfle-

gerischer Sicht „angemessen” oder „vertretbar” sind. Auch 

die Tatsache, dass die denkmalrechtliche Erlaubnis erteilt 

werden musste, weil den baulichen Maßnahmen Gründe 

des Denkmalschutzes nicht entgegenstehen (§ 9 Abs. 2 

DSchG), ist noch kein Indiz dafür, dass die „Erforderlich-

keit” vorliegt. Die Erforderlichkeit der Baumaßnahme 

muss sich aus dem Zustand des Baudenkmals vor Beginn 

der Baumaßnahme und dem denkmalpflegerisch sinnvoll 

erstrebenswerten Zustand ergeben. Luxusaufwendungen 

sind danach in keinem Fall begünstigt. Regelmäßig be-

günstigt sind aber Aufwendungen für Baumaßnahmen, die 

der Anpassung der geschützten Bausubstanz an zeitge-

mäße Wohnverhältnisse dienen (z. B. Einbau von isolier-

verglasten Fenstern, von modernen sanitären Anlagen, 

einer Heizungsanlage etc.). Als Indiz für die Erforderlich-

keit können ferner auch die Forderungen des Bauord-

nungsrechts herangezogen werden. 

3.5 

In die Bescheinigung ist auch aufzunehmen, ob und ggf. in 

welcher Höhe von der Gemeinde, dem Kreis, dem Land-

schaftsverband oder der Bezirksregierung Zuschüsse für 

die Baumaßnahmen bewilligt worden sind. Werden nach 

Ausstellen der Bescheinigung noch Zuschüsse bewilligt, 

so wird die Bescheinigung entsprechend berichtigt. 

IV. Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand 

Regelmäßig können Kosten für die Erhaltung des Gebäu-

des (so genannter Erhaltungsaufwand, vgl. Abschnitt B. II.) 

nur im Jahr der tatsächlichen Zahlung steuerlich geltend 

gemacht werden. Hingegen kann bei Baudenkmälern auf-

grund der Regelung in § 11 b EStG der Erhaltungsaufwand 

auf zwei bis fünf Jahre verteilt werden. Die jährlichen An-

teile müssen gleich hoch sein und der auf ein Jahr ent-

fallende Anteil kann nicht nachträglich in einem anderen 

Jahr geltend gemacht werden. Durch die Verteilung von Er-

haltungsaufwendungen kann unter Umständen ein höhe-

rer Steuervorteil als beim sofortigen Abzug erzielt werden. 
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Die Verteilung von Erhaltungsaufwand bei Baudenkmälern 

ist im Übrigen nur unter denselben steuerrechtlichen und 

denkmalrechtlichen Voraussetzungen zulässig wie die er-

höhten Absetzungen (vgl. Abschnitt B. III.). Zuschüsse zu 

den Erhaltungsmaßnahmen aus öffentlichen Kassen min-

dern die zu verteilenden Aufwendungen. 

Die Möglichkeit der Verteilung der Erhaltungsaufwendun-

gen besteht auch dann, wenn das Baudenkmal zu einem 

Betriebsvermögen gehört (§ 4 Abs. 8 EStG). Wegen des Ab-

zugs von Erhaltungsaufwendungen bei zu eigenen Wohn-

zwecken genutzten Baudenkmälern vgl. Abschnitt B. V.. 

Bei zu Wohnzwecken vermieteten Gebäuden ist eine Ver-

teilung von größeren Erhaltungsaufwendungen auf zwei 

bis fünf Jahre auch ohne Vorliegen der denkmalrechtlichen 

Voraussetzungen möglich (§ 82 b EStDV). 

V. Besonderheiten bei einem zu eigenen Wohn-

zwecken genutzten Baudenkmal 

1. Durchführung von Baumaßnahmen an einem zu 

eigenen Wohnzwecken genutzten Baudenkmal 

Die steuerliche Erfassung des Nutzungswertes der eigen-

genutzten Wohnung im Rahmen der Einkunftsermittlung 

ist nur noch möglich, wenn sich die Wohnung in einem 

Baudenkmal befindet, das zu einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betriebsvermögen gehört. Dies erfordert 

allerdings, dass die Voraussetzungen für die Inanspruch-

nahme der Nutzungswertbesteuerung für das Baudenk-

mal bereits im Jahr 1986 vorlagen und die Nutzungswert-

besteuerung zwischenzeitlich nicht abgewählt wurde. Für 

alle nach dem Jahr 1986 erworbenen Gebäude kommt 

eine Durchführung der Nutzungswertbesteuerung damit 

nicht mehr in Betracht. Ausnahmen gelten im Fall eines 

unentgeltlichen Erwerbs aufgrund eines Erbes oder einer 

Schenkung. 

Soweit die Nutzungswertbesteuerung in Anspruch genom-

men wird, können die auf das zu eigenen Wohnzwecken 

genutzte Baudenkmal entfallenden Aufwendungen als Be-

triebsausgaben abgezogen werden. Dazu zählen bei Bau-

denkmälern auch die erhöhten Absetzungen für begüns-

tigte (denkmalpflegerisch notwendige) Herstellungskos-

ten nach § 7 i EStG sowie bestimmte Erhaltungsaufwen-

dungen, die nach § 11 b EStG auf zwei bis fünf Jahre gleich-

mäßig verteilt abgezogen werden können. 

Ist ein Nutzungswert für die eigengenutzte Wohnung in 

einem Baudenkmal nicht anzusetzen, ist eine steuermin-

dernde Berücksichtigung der auf die Wohnung entfallen-

den Aufwendungen gleichwohl nicht ausgeschlossen, son-

dern für bestimmte Aufwendungen in Form des Sonder-

ausgabenabzugs weiterhin möglich. Danach können Auf-

wendungen, die zu Herstellungskosten führen, nach § 10 f 

Abs. 1 EStG unter den näheren steuerrechtlichen und 

denkmalfachlichen Voraussetzungen des § 7 i EStG (vgl. 
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Abschnitt B. III.) im Jahr des Abschlusses der Baumaß-

nahme und in den neun folgenden Jahren jeweils bis zu 

9 % wie Sonderausgaben abgezogen werden. Aufwendun-

gen, die als Erhaltungsaufwand zu qualifizieren sind, kön-

nen nach § 10 f Abs. 2 EStG im Jahr des Abschlusses der 

Maßnahme und in den neun folgenden Jahren jeweils bis 

zu 9 %, insgesamt also 90 % der Aufwendungen, wie Son-

derausgaben abgezogen werden, wenn die näheren Vo-

raussetzungen des § 11 b in Verbindung mit § 7 i EStG ge-

geben sind (vgl. Abschnitt B. IV.). 

Die Vorschrift des § 10 f EStG enthält eine so genannte 

Objektbeschränkung. Steuerpflichtige können die wie 

Sonderausgaben abziehbaren Beträge nach § 10 f Abs. 1 

und 2 EStG grundsätzlich nur bei einem einzigen eigenge-

nutzten Baudenkmal in Anspruch nehmen, wobei die An-

zahl der Maßnahmen an diesem Baudenkmal keiner Be-

grenzung unterliegt. Ehegatten, die die Voraussetzungen 

für die Ehegattenbesteuerung erfüllen, können die Ab-

zugsbeträge nach § 10 f Abs. 1 und 2 EStG bei insgesamt 

zwei eigengenutzten Baudenkmälern abziehen. Als Objekt, 

das für die Frage der Objektbeschränkung mitzuzählen ist, 

gilt auch ein eigengenutztes Baudenkmal, bei dem Steuer-

pflichtige für in der Zeit vom 01.01.1987 bis zum 31.12.1990 

fertiggestellte Baumaßnahmen die Abzugsbeträge nach 

§ 82 i EStDV wie Sonderausgaben in Anspruch genommen 

haben. 

Sind mehrere Steuerpflichtige (außer Ehegatten) Eigentü-

mer eines eigengenutzten Baudenkmals, so gilt für jeden 

von ihnen der Miteigentumsanteil als das Objekt, bei dem 

er Abzugsbeträge nach § 10 f Abs. 1 und 2 EStG in An-

spruch nehmen kann. Erwirbt ein Miteigentümer einen 

weiteren Anteil an demselben Gebäude hinzu, so kann er 

für später durchgeführte Baumaßnahmen die Abzugsbe-

träge auch insoweit in Anspruch nehmen, als sie auf den 

hinzuerworbenen Anteil entfallen. 

2. Erwerb eines Baudenkmals für eigene Wohn-

zwecke 

Für den Erwerb einer eigengenutzten Wohnung, die sich in 

einem Baudenkmal befindet, kann ein sog. Altersvorsorge-

Eigenheimbetrag eingesetzt werden. Es kann also geför-

dertes Altersvorsorgevermögen aus einem Riestervertrag 

entnommen werden, um damit die Anschaffungs- oder 

nachträglichen Herstellungskosten der Wohnung zu fi-

nanzieren. Ebenso kann zu Beginn der Auszahlungsphase 

des Riestervertrages das geförderte Altersvorsorgevermö-

gen zur Entschuldung der Wohnung eingesetzt werden. 

Voraussetzung ist jedoch unter anderem, dass die Woh-

nung die Hauptwohnung oder den Mittelpunkt der Lebens-

interessen darstellt. Außerdem ist zu bedenken, dass ein 

geförderter Riestervertrag in der Regel nur durch in der ge-

setzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte und im 

öffentlichen Dienst Beschäftigte abgeschlossen werden 

kann. 



16 

Alternativ oder kumulativ kommt auch die Förderung von 

Tilgungsleistungen mit Altersvorsorgezulage in Betracht. 

Tilgungsleistungen, die zugunsten eines Darlehens geleis-

tet werden, mit dem Anschaffungs- oder nachträgliche 

Herstellungskosten einer eigengenutzten Wohnung in 

einem Baudenkmal finanziert werden, können mit Alters-

vorsorgezulage (bis zu 154 Euro Grundzulage pro Jahr und 

bis zu 185 Euro Kinderzulage – für nach dem 31.12.2007 

geborene Kinder bis zu 300 Euro) gefördert werden und 

gegebenenfalls mit einem zusätzlichen Sonderausgaben-

abzug im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung, 

wenn dieser günstiger ist als die Altersvorsorgezulage. 

Sowohl der Altersvorsorge-Eigenheimbetrag als auch die 

geförderten Tilgungsleistungen einschließlich der Alters-

vorsorgezulage werden vom Vertragsanbieter auf einem so 

genannten Wohnförderkonto festgehalten. Diese Beträge 

müssen im Alter wie Renteneinkünfte aus einem Riester-

vertrag versteuert werden. 

VI. Abzug von Aufwendungen an Denkmälern, die 

nicht der Einkunftserzielung und nicht eigenen 

Wohnzwecken dienen 

Den Abzug von Aufwendungen bei Kulturgütern, die weder 

zur Einkunftserzielung noch zu eigenen Wohnzwecken ge-

nutzt werden, regelt § 10 g EStG. Nach dieser Vorschrift 

können erforderliche Aufwendungen für Herstellungs- und 

Erhaltungsmaßnahmen an Kulturgütern im Jahr des 

Abschlusses der Maßnahme und in den neun folgenden 

Jahren jeweils bis zu 9 % wie Sonderausgaben abgezogen 

werden. Der Abzug nach § 10 g EStG ist im Wesentlichen 

der Regelung für eigengenutzte Baudenkmäler nachgebil-

det (vgl. Abschnitt B.V.). Eine Objektbeschränkung be-

steht jedoch nicht. 

Die zu verteilenden Aufwendungen sind um öffentliche 

und private Zuschüsse sowie um die Einnahmen zu kür-

zen, die aus dem Kulturgut erzielt werden. 

Zu den begünstigten Kulturgütern gehören nicht nur Ge-

bäude oder Gebäudeteile, sondern unter anderem auch 

gärtnerische, bauliche und sonstige Anlagen, die unter 

Denkmalschutz stehen (zum Beispiel Bodendenkmäler, 

Grabanlagen, Stadtmauern, Garten- und Parkanlagen 

etc.). Ferner sind begünstigt: Mobiliar, Kunstgegenstände, 

Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Bib-

liotheken oder Archive, die sich seit mindestens 20 Jahren 

im Besitz der Familie des Steuerpflichtigen befinden oder 

in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder in 

das Verzeichnis national wertvoller Archive eingetragen 

sind und deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für 

Kunst, Geschichte und Wissenschaft im öffentlichen In-

teresse liegt. 
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Für den Abzug nach § 10 g EStG sind folgende Vorausset-

zungen zu beachten: 

■
 Die Kulturgüter müssen in einem den Verhältnissen 

entsprechenden Umfang der wissenschaftlichen For-

schung oder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 

werden, es sei denn, dem Zugang stehen zwingende 

Gründe des Denkmalschutzes entgegen. 

■
 Die Maßnahmen müssen nach Maßgabe der geltenden 

Bestimmungen der Denkmal- und Archivpflege erfor-

derlich sein. 

■
 Die Maßnahmen müssen in Abstimmung mit der 

zuständigen Behörde erfolgen, d. h. bei Denkmälern 

mit der Unteren Denkmalbehörde. 

■
 Das Vorliegen eines begünstigten Kulturgutes sowie 

die Erforderlichkeit der Aufwendungen müssen durch 

eine Bescheinigung der zuständigen Behörde nachge-

wiesen werden. 

Für das Bescheinigungsverfahren, die Bescheinigungsvo-

raussetzungen und die Bescheinigung ist der als Anlage 2 

beigefügte Runderlass vom 20.03.1998 (hier abgedruckt 

auf Seite 38) zu beachten. 

Dieser bezieht sich nur auf die Kulturgüter, für welche die 

Untere Denkmalbehörde Bescheinigungsbehörde ist (Ge-

bäude oder Gebäudeteile, gärtnerische, bauliche und 

sonstige Anlagen). Die Einzelheiten hierzu werden im 

Runderlass unter Nr. 2 erläutert. 

Nicht erfasst werden von diesem Erlass die Kulturgüter 

des § 10 g Abs. 1 Nr. 4 EStG (Mobiliar, Kunstgegenstände, 

Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Bib-

liotheken und Archive). Für diese Kulturgüter werden die 

Bescheinigungen zur Erlangung einer Steuervergünsti-

gung von anderen Behörden ausgestellt (siehe Verordnung 

über die Bestimmung der zuständigen Stelle vom 

08.03.1994 – GV. NRW. 1994 S. 123 – SGV. NRW. 611). 

VII. Spenden 

Die Förderung der Denkmalpflege, so weit es sich nach 

dem Urteil der Unteren Denkmalbehörde um die Erhaltung 

und Wiederherstellung historisch und kulturell wichtiger 

Baudenkmäler handelt, zählt zu den gemeinnützigen 

Zwecken. Damit besteht die Möglichkeit, Spenden für die 

Erhaltung von Denkmälern in der Einkommen-, Körper-

schaft- und Gewerbesteuererklärung und für Arbeitneh-

mer auch schon im Lohnsteuer-Ermäßigungs-Verfahren 

steuermindernd geltend zu machen (so genannter Spen-

denabzug). Dem Spender stehen für die Leistung der 

Spende zwei Wege offen. Der einfachste Weg ist, sie 

unmittelbar einer gemeinnützigen Körperschaft, zum 

Beispiel einem Verein, zuzuwenden, zu dessen satzungs-

mäßigen Aufgaben die Förderung der Denkmalpflege 
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gehört. Der Spender erhält dann direkt vom Verein eine 

entsprechende Zuwendungsbestätigung nach amtlich 

vorgeschriebenem Muster. Die Spende kann aber auch an 

eine inländische juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder inländische öffentliche Dienststelle (zum 

Beispiel an die Untere Denkmalbehörde) geleistet werden 

und von dieser entweder unmittelbar selbst für die Denk-

malpflege eingesetzt oder auf Wunsch des Spenders auch 

an einen bestimmten Denkmalpflege betreibenden Verein 

weitergeleitet werden. Die Zuwendungsbestätigung, die 

für die Inanspruchnahme des Spendenabzugs dem Fi-

nanzamt vorzulegen ist, wird in diesem Fall von der Unte-

ren Denkmalbehörde ausgestellt. Spenden können bis zu 

20 % des Gesamtbetrags der Einkünfte als Sonderausga-

ben abgezogen werden. Sind Spenden in der diese Grenze 

überschreitenden Höhe geleistet worden, werden sie vor-

getragen und können in den nächsten Jahren im Rahmen 

der Höchstbeträge als Sonderausgaben abgezogen wer-

den (unbefristeter Spendenvortrag). 

Zusätzlich können Spenden in den Vermögensstock einer 

steuerbegünstigten Stiftung bis zu einem Gesamtbetrag 

von 1 Million Euro als Sonderausgaben berücksichtigt 

werden, wobei dieser Betrag auf das Jahr der Spende und 

die nächsten neun Jahre verteilt werden kann. Einzelheiten 

hierzu ergeben sich aus dem Schreiben des Bundesminis-

teriums der Finanzen vom 18.12.2008, das im Bundessteu-

erblatt 2009, Teil I, Seite 16 abgedruckt ist. 

Bei Spenden bis zur Höhe von 200 Euro ist eine Zuwen-

dungsbestätigung nicht erforderlich. Hier genügt als 

Nachweis für die Zahlung unter bestimmten Vorausset-

zungen bereits der Bareinzahlungsbeleg oder die Bu-

chungsbestätigung (zum Beispiel Kontoauszug oder Last-

schrifteneinzugsbeleg) einer Bank oder Sparkasse. 

Im Rahmen des so genannten Kultursponsorings können 

Zuwendungen von Unternehmen zur Förderung der Denk-

malpflege bei entsprechender Gestaltung auch abziehbare 

Betriebsausgaben sein. Näheres dazu enthält der Sponso-

ringerlass des Bundesministeriums der Finanzen vom 

18.02.1998, der im Bundessteuerblatt 1998, Teil I, S. 212 

abgedruckt ist. 
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C. Einheitsbewertung 

Eine Ermäßigung bei der Einheitsbewertung wirkt sich bei 

der Grundsteuer aus. 

Die besonderen wertmindernden Auswirkungen des Denk-

malschutzes infolge der Erhaltungspflicht und des Verän-

derungsverbots hinsichtlich der bestehenden Bausub-

stanz werden pauschal durch einen Abschlag vom Grund-

stückswert berücksichtigt. Steht das gesamte Gebäude 

unter Denkmalschutz, so wird ohne weiteren Nachweis der 

Grundstückswert in der Regel um 5 % ermäßigt. Wird 

nachgewiesen oder zumindest glaubhaft gemacht, dass 

die denkmalrechtlichen Beschränkungen im Falle einer 

Veräußerung den Verkaufspreis in ungewöhnlichem Maße 

mindern, so kann der Grundstückswert um bis zu 10 % er-

mäßigt werden. Stehen auf einem Grundstück nur ein Teil 

der vorhandenen Gebäude oder nur Gebäudeteile (zum 

Beispiel ein Anbau) oder nur Bauteile (zum Beispiel die 

Fassade) unter Denkmalschutz, so vermindert sich der Ab-

schlag. 

Als Nachweis beim Feststellungsverfahren, dass das 

Grundstück oder Teile des Grundstücks unter Denkmal-

schutz stehen, dient der Bescheid über die Eintragung in 

die Denkmalliste oder die vorläufige Unterschutzstellung. 
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D. Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer 

Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz, Kunstgegen-

stände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlun-

gen, Bibliotheken und Archive bleiben unter gewissen 

Voraussetzungen ganz oder teilweise steuerfrei (§ 13 Abs. 1 

Nr. 2 ErbStG). So werden Bodendenkmäler oder Baudenk-

mäler nur mit 15 % ihres nach den Regelungen des Bewer-

tungsgesetzes auf den Zeitpunkt der Steuerentstehung 

ermittelten Grundbesitzwertes und die übrigen begünstig-

ten Gegenstände mit 40 % ihres Wertes angesetzt, wenn 

ihre Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte 

oder Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt, die da-

rauf aufzuwendenden jährlichen Kosten in der Regel die 

erzielten Einnahmen übersteigen und die Denkmäler der 

Forschung oder der Volksbildung zugänglich sind. 

Besteht darüber hinaus die Bereitschaft, die Gegenstände 

den geltenden Bestimmungen der Denkmalpflege zu un-

terstellen und sind die Denkmäler seit mindestens zwanzig 

Jahren im Besitz der Familie oder in das Verzeichnis natio-

nal wertvollen Kulturgutes oder national wertvoller Archive 

eingetragen, so bleiben sie in vollem Umfang von der Erb-

schaft- und Schenkungsteuer befreit. 

Schulden, die im Zusammenhang mit den steuerbefreiten 

Denkmälern stehen, sind nicht abzugsfähig. Das gilt bei 

einer Teilbefreiung für die anteiligen Schulden. Auf die 

Steuerbefreiung kann aber verzichtet und so ein Schul-

denabzug ermöglicht werden. Bei erklärtem Verzicht auf 

die Steuerbefreiung kann auch eine Überlast als Nachlass-

verbindlichkeit abgezogen werden. Dies gilt insbesondere 

bei Schlössern, Burgen und Herrenhäusern, bei denen im 

Allgemeinen die zu erhaltende Bausubstanz in einem gro-

ben Missverhältnis zu dem durch sie vermittelten Nutzen 

steht. Bei der schenkweisen Übertragung solcher Grund-

stücke ist die Übernahme dieser Überlast wie eine Leis-

tungsauflage zu behandeln. Die Überlast aus der Denkmal-

pflege bei einem Betriebsgrundstück gehört nicht zum 

Betriebsvermögen und ist auch nicht als Nachlassverbind-

lichkeit abzugsfähig. 

Die Steuerbefreiungen entfallen mit Wirkung für die Ver-

gangenheit, wenn die Denkmäler innerhalb von zehn Jah-

ren nach der Schenkung oder nach dem Erbfall veräußert 

werden oder die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung 

innerhalb dieses Zeitraumes wegfallen. 
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E. Grunderwerbsteuer 

Das Grunderwerbsteuerrecht sieht keine speziellen Aus-

nahmen von der Besteuerung für den Erwerb von Grund-

stücken mit Bau- und Bodendenkmälern vor. Diese Er-

werbsvorgänge sind daher in der Regel steuerpflichtig und 

unterliegen dem Steuersatz von 3,5 %. 
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F. Grundsteuer 

Für Bau- und Bodendenkmäler ist die Grundsteuer zu 

erlassen (§ 32 GrStG), wenn der jährliche Rohertrag aus 

dem Denkmal in der Regel unter den aufzuwendenden 

Kosten liegt. In Betracht kommt auch ein teilweiser Grund-

steuererlass, wenn nur selbstständig nutzbare Teile (zum 

Beispiel Gebäudeflügel) geschützt sind. 

Zum Rohertrag gehören sämtliche Einnahmen und sons-

tige Vorteile. Hierzu rechnen zum Beispiel die Miet- und 

Pachteinnahmen oder der Nutzungswert, den die Benut-

zung für den Eigentümer hat. 

Auf der Kostenseite sind alle Ausgaben zu berücksichti-

gen, die mit dem privilegierten Grundbesitz in wirtschaft-

lichem Zusammenhang stehen sowie beispielsweise In-

standhaltungs- und Verwaltungskosten, Aufwendungen 

für Reparaturen und Erhaltungsmaßnahmen, Kosten für 

Heizung und Wasser sowie Grundbesitzabgaben, Straßen-

reinigungsgebühren und auch die gegebenenfalls zu erlas-

sende Grundsteuer. Kosten in diesem Sinne sind auch die 

(normalen) Absetzungen für Abnutzung (vgl. Abschnitt B. I.), 

nicht dagegen die Sonderabschreibungen und auch weder 

Schuld- noch Eigenkapitalzinsen. 

Bei denkmalgeschützten Park- und Gartenanlagen ist der 

Erlass der Grundsteuer darüber hinaus davon abhängig, 

dass sie grundsätzlich der Öffentlichkeit zugänglich sind. 

Auch für Gebäude, in denen Gegenstände von wissen-

schaftlicher, künstlerischer oder geschichtlicher Bedeu-

tung, insbesondere Sammlungen oder Bibliotheken, der 

Forschung oder Volksbildung nutzbar gemacht werden, 

kann unter Umständen die Grundsteuer anteilmäßig erlas-

sen werden. Voraussetzung ist, dass der Rohertrag durch 

die Benutzung für Forschung und Volksbildung nachhaltig 

gemindert ist. 

Die Grundsteuer wird nur auf Antrag erlassen. Er ist spä-

testens am 31. März des folgenden Jahres mit Nachweisen 

über Erträge und Kosten bei der Gemeinde einzureichen. 
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G. Umsatzsteuer 

Nach § 4 Nr. 20 Buchst. a UStG sind die Umsätze des Bun-

des, der Länder, der Gemeinden oder der Gemeindever-

bände hinsichtlich der Einrichtungen „Denkmäler der Bau-

und Gartenbaukunst“ steuerfrei. Denkmäler der Baukunst 

sind Bauwerke, die nach denkmalpflegerischen Gesichts-

punkten als schützenswerte Zeugnisse der Architektur an-

zusehen sind. Hierzu gehören zum Beispiel Kirchen, 

Schlösser, Burgen und Burgruinen. Auf eine künstlerische 

Ausgestaltung kommt es nicht an. Zu den Denkmälern der 

Gartenbaukunst gehören zum Beispiel Parkanlagen mit 

künstlerischer Ausgestaltung. 

Entsprechende Umsätze anderer Unternehmer sind nach 

§ 4 Nr. 20 Buchst. a UStG von der Umsatzsteuer befreit, 

wenn die zuständige Bezirksregierung bescheinigt, dass 

die Denkmäler der Bau- und Gartenbaukunst dieser Unter-

nehmen die gleichen kulturellen Aufgaben erfüllen wie die 

der vorbezeichneten Gebietskörperschaften. Sofern Denk-

mäler der Bau- und Gartenbaukunst als Museen angese-

hen werden können, ist nach § 12 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. a 

UStG auf die Umsätze solcher Unternehmen, die die Vo-

raussetzungen für die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 20 

Buchst. a UStG nicht erfüllen, der ermäßigte Steuersatz 

anzuwenden. 
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H. Aufbewahrung von Rechnungen bei 
grundstücksbezogenen Leistungen 
auch durch den nichtunternehmeri-
schen Leistungsempfänger 

Durch das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, das zum 

01.08.2004 in Kraft getreten ist (Gesetz zur Intensivierung 

der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusam-

menhängender Steuerhinterziehung vom 23.07.2004, 

BGBl. 2004 Teil I Seite 1 842), sind im Umsatzsteuergesetz – 

UStG – nicht nur die Vorschriften zur Rechnungserteilung 

für den leistenden Unternehmer sondern auch zur Aufbe-

wahrung von Rechnungen für den nichtunternehmeri-

schen Rechnungsempfänger als eine Gesamtmaßnahme 

erweitert worden. Diese Neuerungen gelten für Werkliefe-

rungen oder sonstige Leistungen im Zusammenhang mit 

einem Grundstück (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG, § 14 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 9 UStG und § 14 b Abs. 1 Satz 5 UStG). 

Werklieferungen oder sonstige Leistungen im Zusammen-

hang mit einem Grundstück sind Leistungen, die sich nach 

den tatsächlichen Umständen überwiegend auf die Be-

bauung, Verwertung, Nutzung oder Unterhaltung, aber 

auch Veräußerung oder den Erwerb des Grundstücks 

selbst beziehen. Dazu gehören auch Arbeiten, die dem 

Denkmalschutz an Grundstücken dienen. 

Verpflichtung zur Erteilung einer Rechnung bei grund-

stücksbezogenen Leistungen 

Seit dem 01.08.2004 ist jeder Unternehmer, soweit er eine 

steuerpflichtige Werklieferung oder sonstige Leistung im 

Zusammenhang mit einem Grundstück ausführt, ver-

pflichtet, innerhalb von sechs Monaten nach Ausführung 

der Leistung eine Rechnung auszustellen. Diese Verpflich-

tung zur Erteilung einer Rechnung besteht auch dann, 

wenn es sich beim Leistungsempfänger nicht um einen 

Unternehmer, der die Leistung für sein Unternehmen be-

zieht, handelt. Es kommt auch nicht darauf an, ob der 

Empfänger der steuerpflichtigen Werklieferung oder sons-

tigen Leistung der Eigentümer des Grundstücks oder der 

Mieter einer Mietwohnung ist. 

In der Rechnung über die oben angegebenen Leistungen 

im Zusammenhang mit einem Grundstück muss der leis-

tende Unternehmer auf die einem nichtunternehmeri-

schen Leistungsempfänger obliegenden Aufbewahrungs-

pflichten hinweisen. Hierbei ist ein allgemeiner Hinweis, 

dass ein nichtunternehmerischer Leistungsempfänger 

diese Rechnung zwei Jahre aufzubewahren hat, ausrei-

chend. Bei einer so genannten Kleinbetragsrechnung 

(Bruttobetrag bis 200 Euro) wird regelmäßig auf diesen 

Hinweis verzichtet. 
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Aufbewahrungspflicht des nichtunternehmerischen Leis- 

tungsempfängers für Rechnungen über grundstücks- 

bezogene Leistungen 

Seit dem 01.08.2004 ist der Empfänger einer steuerpflich-

tigen Werklieferung oder sonstigen Leistung im Zusam-

menhang mit einem Grundstück verpflichtet, die Rech-

nung, einen Zahlungsbeleg oder eine andere beweiskräfti-

ge Unterlage zwei Jahre aufzubewahren, soweit er nicht 

Unternehmer oder ein Unternehmer ist, der die Leistung 

für seinen nichtunternehmerischen Bereich verwendet. 

Dabei müssen die Belege für den gesamten Aufbewah-

rungszeitraum lesbar sein. Der Aufbewahrungszeitraum 

beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die 

Rechnung ausgestellt wurde. Die Verpflichtung zur Aufbe-

wahrung durch den nichtunternehmerischen Leistungs-

empfänger gilt auch dann, wenn der leistende Unterneh-

mer in der Rechnung zu Recht nicht auf die Aufbewah-

rungsverpflichtung hingewiesen hat, weil es sich um eine 

so genannte Kleinbetragsrechnung handelt. 



26 

Abkürzungsverzeichnis 

AO Abgabenordnung 

BewG Bewertungsgesetz 

DSchG Denkmalschutzgesetz 

ErbStG Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 

EStDV Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

EStG Einkommensteuergesetz 

EStR Einkommensteuer-Richtlinien 

GrEStG Grunderwerbsteuergesetz 

GrStG Grundsteuergesetz 

GrStR Grundsteuer-Richtlinien 

UStG Umsatzsteuergesetz 
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Anlage 1 

Bescheinigung nach § 40 Denkmalschutzgesetz für Bau- 

denkmäler, die zur Einkunftserzielung oder zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt werden 

RdErl. des Ministeriums für Stadtentwicklung, Kultur und 

Sport vom 17. März 1998 – II B 2 – 57.00 

Aufgrund der Ermächtigung nach § 42 des Denkmal-

schutzgesetzes (DSchG) vom 11. März 1980 (GV. NRW. 

S. 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. November 

1997 (GV. NRW. S. 430) – SGV. NRW. 224 – gebe ich be-

kannt: 

1. Einkommensteuer 

Die lnanspruchnahme der Steuervergünstigung für Her-

stellungs- und Anschaffungskosten bei Baudenkmälern 

nach §§ 7 i und 10 f Abs. 1 Einkommensteuergesetz – EStG 

– sowie die Regelung über den Abzug von Erhaltungsauf-

wand bei Baudenkmälern nach §§ 10 f Abs. 2 und 11 b EStG 

setzen voraus, dass der oder die Steuerpflichtige durch 

eine Bescheinigung gemäß § 40 DSchG nachweist, dass 

die vorgenommenen Maßnahmen nach Art und Umfang 

zur Erhaltung des Gebäudes als Baudenkmal oder zu 

Anhang 

seiner sinnvollen Nutzung erforderlich und in Abstimmung 

mit der Unteren Denkmalbehörde durchgeführt worden 

sind. 

Die Bescheinigung kann nur erteilt werden, wenn folgende 

Voraussetzungen vorliegen: 

1.1 

Das Gebäude oder der Gebäudeteil muss vor Beginn der 

Bauarbeiten gemäß §§ 3, 4 DSchG wirksam als Baudenk-

mal oder als Teil eines verbindlichen Denkmalbereichs ge-

mäß §§ 5, 6 Abs. 4 DSchG geschützt sein. 

Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung nach dem DSchG 

innerhalb des zehnjährigen Begünstigungszeitraums der 

§§ 7 i und 10 f EStG, so ist dies dem zuständigen Finanzamt 

mitzuteilen. 

1.2 

Die Aufwendungen müssen nach Art und Umfang dazu er-

forderlich sein, das Gebäude oder den Gebäudeteil als 

Baudenkmal zu erhalten oder sinnvoll zu nutzen. Für be-

stehende Gebäude innerhalb eines Denkmalbereichs 

müssen die Aufwendungen nach Art und Umfang zur Er-

haltung des geschützten Erscheinungsbildes erforderlich 

sein. 
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Gebäude in der engeren Umgebung eines Baudenkmals, 

jedoch außerhalb eines Denkmalbereichs, erfüllen diese 

Voraussetzungen nicht. 

1.2.1 

Das Merkmal „zur Erhaltung des Baudenkmals erforder-

lich” bedeutet, dass es sich um Aufwendungen für die Sub-

stanz des Baudenkmals handeln muss, die nach Art und 

Umfang erforderlich sind, um die Merkmale zu erhalten, 

die die Eigenschaft des Gebäudes als Baudenkmal be-

gründen. Ist diese Voraussetzung erfüllt, muss nicht ge-

prüft werden, ob die Aufwendungen zur sinnvollen Nut-

zung des Baudenkmals erforderlich waren. 

Wegen des Tatbestandsmerkmals der „Erforderlichkeit” ist 

ein strenger Maßstab an die Aufwendungen anzulegen. Es 

reicht nicht aus, dass die Aufwendungen aus denkmalpfle-

gerischer Sicht angemessen oder vertretbar sind, sie müs-

sen unter denkmalpflegerischen Gesichtspunkten not-

wendig sein. Auch die Tatsache, dass eine denkmalrechtli-

che Erlaubnis erteilt werden muss, weil die Voraussetzun-

gen hierfür vorlagen, entbindet nicht von der Prüfung, ob 

die Aufwendungen erforderlich sind. Die Erforderlichkeit 

der Baumaßnahmen muss sich aus dem Zustand des Bau-

denkmals vor Beginn der Baumaßnahmen und dem denk-

malpflegerisch sinnvoll erstrebenswerten Zustand erge-

ben. Aufwendungen, die nicht der Eigenart des Baudenk-

mals entsprechen, sind danach nicht bescheinigungs-

fähig. 

Die Prüfung der Erforderlichkeit schließt jedoch keine An-

gebots- und Preiskontrolle ein. 

1.2.2 

Das Merkmal „zu seiner sinnvollen Nutzung erforderlich” 

erweitert den Umfang der bescheinigungsfähigen Kosten. 

Das Merkmal ist erfüllt, wenn die Aufwendungen die Denk-

maleigenschaft nicht oder nicht wesentlich beeinträchti-

gen und erforderlich sind, um eine unter denkmalrechtli-

chen Gesichtspunkten sinnvolle Nutzung des Baudenk-

mals zu erhalten, wieder herzustellen oder zu ermögli-

chen, und geeignet erscheinen, die Erhaltung des Bau-

denkmals auf Dauer sicherzustellen. 

Zum Merkmal der „Erforderlichkeit“ gelten die Ausführun-

gen unter 1.2.1 entsprechend. 

Zur sinnvollen Nutzung gehören deshalb Maßnahmen zur 

Anpassung eines Baudenkmals an zeitgemäße Nutzungs-

verhältnisse. Dazu können im Einzelfall je nach Art der 

Nutzung Aufwendungen für Heizungsanlagen, Toiletten, 

Badezimmer, Aufzugsanlagen zählen, sofern letztere er-

forderlich sind; in der Regel nicht hingegen Aufwendungen 

für Einbaumöbel, für den Einbau eines offenen Kamins 

oder eines Kachelofens, wenn bereits eine Heizungsanlage 

vorhanden ist. 

Zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind auch Aufwendun-

gen, die dazu dienen, eine unter denkmalrechtlichen Ge-

sichtspunkten vertretbare wirtschaftliche Nutzung des 

Baudenkmals zu ermöglichen, nicht jedoch Aufwendun-

gen, die dazu dienen, die wirtschaftliche Nutzung des Bau-

denkmals zu optimieren. 

Aufwendungen, die ausschließlich auf Wirtschaftlichkeits-

überlegungen beruhen, können nicht in die Bescheinigung 

aufgenommen werden. Hierzu gehört beispielsweise in der 

Regel der Ausbau des Dachgeschosses zusätzlich zur vor-

handenen Nutzung. Stehen nur Teile eines Gebäudes unter 

Denkmalschutz und sind diese Gebäudeteile selbstständig 

nicht nutzungsfähig (zum Beispiel Fassade, Dachreiter), 

können auch unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen Nut-

zung Aufwendungen, die nicht unmittelbar diese Gebäu-

deteile betreffen, nicht in die Bescheinigung einbezogen 

werden. 

1.3 

Die Baumaßnahmen müssen vor Beginn ihrer Ausführung 

mit der Unteren Denkmalbehörde abgestimmt worden 

sein. An der Abstimmung sollte das Amt für Denkmalpfle-

ge des Landschaftsverbandes beteiligt werden. 

Die Abstimmung kann innerhalb eines denkmalrechtlichen 

Erlaubnisverfahrens oder eines Baugenehmigungsverfah-

rens erfolgen, wenn dabei die unterschiedliche Zielsetzung 

der Verfahren beachtet wird. 

1.3.1 

Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, liegen die 

Voraussetzungen für die Erteilung der Bescheinigung 

nicht vor, auch wenn die Denkmaleigenschaft nach Ab-

schluss der Baumaßnahmen noch vorhanden ist. Die feh-

lende vorherige Abstimmung kann nicht nachträglich er-

setzt werden, auch nicht durch die nachträgliche Erteilung 

einer Baugenehmigung oder einer denkmalrechtlichen Er-

laubnis. 

Wird erst im Verlauf der Baumaßnahmen erkennbar, dass 

ein Baudenkmal vorliegt, können die Aufwendungen be-

scheinigt werden, die ab dem Zeitpunkt entstehen, ab dem 

das Baudenkmal den öffentlich-rechtlichen Bindungen 

des DSchG unterliegt, und die Baumaßnahmen betreffen, 

die vor ihrem Beginn mit der Unteren Denkmalbehörde ab-

gestimmt worden sind. Nummer 1.1 gilt entsprechend. 

1.3.2 

Die Abstimmung ist zwischen den Beteiligten schriftlich 

festzuhalten. Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass die 

steuerlichen Vergünstigungen nach §§ 7 i, 10 f und 11 b 

EStG neben der denkmalrechtlichen Bescheinigung weite-

re Voraussetzungen enthalten, die durch die Finanzbe-

hörden geprüft und entschieden werden, insbesondere die 

Abziehbarkeit der Aufwendungen als Betriebsausgaben 

oder Werbungskosten oder wie Sonderausgaben und ihre 

Zugehörigkeit zu den Anschaffungs- oder Herstellungs-
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kosten, zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht ab-

ziehbaren Kosten. 

Um die ordnungsgemäße Durchführung der Baumaßnah-

men entsprechend der Abstimmung und die Abwicklung 

des Bescheinigungsverfahrens zu erleichtern, wird emp-

fohlen, bei dem schriftlichen Vermerk über die Abstim-

mung die vorgelegten Unterlagen in Bezug zu nehmen und 

darauf hinzuweisen, dass nur die abgestimmten Maßnah-

men durchgeführt werden dürfen und dass jede Änderung 

einer erneuten vorherigen Abstimmung bedarf, sowie zu 

bestimmen, dass bei der Endabrechnung der Maßnahmen 

die zu bescheinigenden Kosten nach Gewerken aufzulisten 

und die Originalrechnungen vorzulegen sind. 

Erfüllen nicht alle vorgesehenen Baumaßnahmen die Vo-

raussetzungen für eine Bescheinigung, ist hierauf von der 

Unteren Denkmalbehörde im Rahmen der Abstimmung 

ausdrücklich hinzuweisen. 

Es ist empfehlenswert, ebenfalls schriftlich darauf hinzu-

weisen, dass bei erheblichen Abweichungen der durchge-

führten Baumaßnahmen von dem Ergebnis der Abstim-

mung keine Bescheinigung gemäß § 40 DSchG erteilt wird. 

1.3.3 

Um frühzeitig Klarheit über die zu erwartende Bescheini-

gung zu geben, damit die Steuervergünstigung in die Fi-

nanzierung der Baumaßnahmen eingeplant werden kann, 

kommt die schriftliche Zusicherung nach § 38 Verwal-

tungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VwVfG NW) in Betracht. Die Bauherrin oder der Bauherr 

hat hierfür die Tatbestände, für die eine Bescheinigung be-

gehrt wird, genau anzugeben, beispielsweise nach Gewer-

ken oder Bauteilen. Unter Hinweis auf § 38 Abs.3 VwVfG 

NW sollten sie verpflichtet werden, bei unvorhergesehenen 

Bauabläufen unverzüglich die Untere Denkmalbehörde zu 

benachrichtigen. 

Die schriftliche Zusicherung sollte den Hinweis enthalten, 

dass allein das zuständige Finanzamt prüft, ob die be-

scheinigten Aufwendungen steuerrechtlich zu den An-

schaffungs-, Herstellungs- oder Erhaltungskosten im Sin-

ne der §§ 7 i, 10 f und 11 b EStG gehören oder hiernach 

nicht begünstigte andere Kosten vorliegen. 

Eine verbindliche Auskunft über die zu erwartende Bemes-

sungsgrundlage für die Steuervergünstigung kann nur das 

zuständige Finanzamt bei Vorliegen einer schriftlichen Zu-

sicherung der Bescheinigungsbehörde über den zu erwar-

tenden Inhalt der Bescheinigung unter den allgemeinen 

Voraussetzungen für die Erteilung einer verbindlichen Aus-

kunft durch die Finanzämter geben (Schreiben des Bun-

desministeriums der Finanzen vom 24.06.1987 – BStBl. 

1987 I S. 474). 
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2. Bescheinigungsfähigkeit einzelner Aufwendungen 

2.1 

Die steuerliche Abgrenzung nach Herstellungskosten, An-

schaffungskosten oder Erhaltungsaufwand sowie nach be-

günstigten und nicht begünstigten Anschaffungskosten 

unter dem zeitlichen Gesichtspunkt des Abschlusses eines 

obligatorischen Erwerbsvertrags oder eines gleichstehen-

den Rechtsakts im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG sowie 

die Zurechnung dieser Aufwendungen (vgl. Nr. 2.9) nimmt 

die Finanzbehörde vor. 

2.2 

Nur tatsächlich angefallene Aufwendungen sind beschei-

nigungsfähig. Dazu gehört nicht der Wertansatz für die 

eigene Arbeitsleistung der Denkmaleigentümerin oder des 

Denkmaleigentümers oder für unentgeltlich Beschäftigte, 

weil ersparte Kosten steuerrechtlich nicht berücksichtigt 

werden können. Ebenfalls nicht bescheinigungsfähig ist 

der Wertverlust durch Entfernen von Altbausubstanz. 

Nicht entscheidend ist, ob die Aufwendungen nach DIN-

Normen zu den Baukosten gehören. 

Skonti oder sonstige Abzüge mindern die zu berücksichti-

genden Kosten. Einbehaltene Sicherungsleistungen sind 

bescheinigungsfähig, nicht hingegen anteilige Beiträge zur 

Bauwesenversicherung. 

2.3 

Sind die Aufwendungen im Rahmen eines Sanierungs-

oder vergleichbaren Modells entstanden, so gehören 

grundsätzlich auch die so genannten Funktionsträger-

gebühren (zum Beispiel Treuhandgebühren, Baubetreu-

ungskosten; vgl. im Einzelnen Schreiben des Bundesminis-

teriums der Finanzen vom 31.08.1990 BStBI. I S. 366) zu 

den bescheinigungsfähigen Aufwendungen, soweit sie 

einer begünstigten Baumaßnahme zuzurechnen sind. Die 

Entscheidung über die Zurechnung der Gebühren zu den 

einzelnen Kostenarten obliegt den Finanzbehörden. In die-

sen Fällen ist folgender Zusatz in die Bescheinigung aufzu-

nehmen: 

„Zu den bescheinigten Aufwendungen gehören Funktions-

trägergebühren. Begünstigt ist nur der Anteil, der nach den 

Feststellungen der Finanzbehörden (Richtlinie 83 b Abs. 3 

Nr. 2 Einkommensteuer-Richtlinien/Schreiben des Bun-

desministeriums der Finanzen vom 31.08.1990 Tz. 3.2.2 

BStBI. I S. 366) zu den Anschaffungskosten im Sinne des 

§ 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG oder den Herstellungskosten ge-

hört, die auf die begünstigten Baumaßnahmen entfallen“. 

2.4 

Aufwendungen für die sinnvolle Umnutzung eines nicht 

mehr genutzten ehemaligen Fabrikgebäudes, eines land-

wirtschaftlichen Gebäudes oder eines sonstigen Gebäu-

des sind in der Regel bescheinigungsfähig, wenn die histo-

rische Substanz und die denkmalbegründenden Eigen-

schaften erhalten werden, die Aufwendungen für die Um-
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nutzung erforderlich und die Umnutzung unter denkmal-

rechtlichen Gesichtspunkten vertretbar ist. 

2.5 

Aufwendungen für die Wiederherstellung eines beschädig-

ten Gebäudes unter Verwendung von verbliebenen Gebäu-

deteilen sind grundsätzlich bescheinigungsfähig, wenn die 

maßgeblichen denkmalbegründenden Merkmale des Ge-

bäudes, zum Beispiel die Außenmauern, weitgehend erhal-

ten sind und bleiben. 

Ist nur ein Teil eines Gebäudes ein unter Schutz stehendes 

Baudenkmal (zum Beispiel Fassaden, Decken, Dachreiter, 

Kellergewölbe), sind nur die Aufwendungen für Baumaß-

nahmen bescheinigungsfähig, die zur Erhaltung dieses 

Bauteils als Baudenkmal erforderlich sind. Sind diese Bau-

teile allein nicht wirtschaftlich nutzbar, kann der Umfang 

der bescheinigungsfähigen Aufwendungen auch nicht 

unter dem Gesichtspunkt der sinnvollen Nutzung ausge-

weitet werden. 

Ist zum Beispiel nur die Fassade als Teil einer baulichen 

Anlage ein Baudenkmal, sind deshalb die Aufwendungen 

für den Abbruch und die Wiedererrichtung des hinter der 

Fassade liegenden Gebäudes nicht begünstigt. Bescheini-

gungsfähig sind die Aufwendungen für die Instandsetzung 

der Fassade sowie für die erschwerte Baustelleneinrich-

tung, die erschwerten Bauabläufe oder besondere bau-

technische Vorkehrungen. 

2.6 

Die Aufwendungen für den Wiederaufbau eines verloren 

gegangenen oder beseitigten Baudenkmals sind nicht 

bescheinigungsfähig. 

2.7 

Wird ein Baudenkmal entkernt und dabei schützenswerte 

Substanz im Inneren des Gebäudes entfernt und durch 

neue Einbauten ersetzt, und ist der verbleibende Gebäu-

derest weiterhin ein Baudenkmal, so können nur die Auf-

wendungen bescheinigt werden, die zur Erhaltung dieses 

Restes, zum Beispiel der Außenmauern, erforderlich wa-

ren. Von einer nicht begünstigten Entkernung ist auszu-

gehen, wenn schützenswerte Substanz im Gebäudeinnern 

entfernt wird. Begrifflich setzt die Entkernung voraus, dass 

die ursprünglich vorhandenen Inneneinbauten für den 

Denkmalcharakter des Baudenkmals wesentlich waren 

und in ihrem vorhandenen Zustand eine dauerhafte Nut-

zung ermöglichen. Die Aufwendungen für die Entkernung – 

Zerstörung der Denkmalsubstanz – und die neuen lnnen-

einbauten können regelmäßig nicht bescheinigt werden. 

Eine Ausnahme gilt bei Aufwendungen für die Innenein-

bauten, die zur Erhaltung der Außenmauern (Denkmalrest 

mit Baudenkmalqualität) wesentlich waren, zum Beispiel 

auf statische Erfordernisse zurückgehende Decken und 

Wände. 

2.8 

Aufwendungen für neue Gebäudeteile zur Erweiterung der 

Nutzfläche, z. B. Anbauten oder Erweiterungen, können 

nicht bescheinigt werden. Ausnahmen sind denkbar, wenn 

die Aufwendungen zur sinnvollen Nutzung unerlässlich 

sind und ohne sie eine denkmalgemäße Nutzung objektiv 

und nicht nur nach den Verhältnissen des Berechtigten 

ausgeschlossen ist. Entsprechendes gilt für Ausbauten, 

z. B. des Dachgeschosses zur Erweiterung der Nutzfläche. 

2.9 

Aufwendungen für die Errichtung neuer Stellplätze oder 

Garagen sind nur dann bescheinigungsfähig, wenn sie für 

notwendige Stellplätze im Sinne von § 51 Landesbauord-

nung getätigt werden. Des Weiteren müssen folgende Vo-

raussetzungen erfüllt sein: Die Stellplätze (Garagen) 

müssen innerhalb des Baudenkmals errichtet werden, es 

sei denn, dass dies aus denkmalfachlichen oder baurecht-

lichen Gründen objektiv nicht möglich ist. Auch in solchen 

Fällen kommt eine Vergünstigung für solche Aufwendun-

gen nur in Betracht, wenn sie steuerrechtlich zu den An-

schaffungskosten im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG 

oder den Herstellungskosten des Baudenkmals gehören. 

Entsteht durch die Baumaßnahmen ein steuerrechtlich 

selbstständiges Wirtschaftsgut, zum Beispiel eine ge-

trennt vom Baudenkmal errichtete Tiefgarage, sind die 

Aufwendungen nicht nach §§ 7 i oder 10 f EStG begünstigt. 

Diese Prüfung der steuerrechtlichen Zuordnung der Auf-

wendungen obliegt den Finanzbehörden. 

Steht die Errichtung der Stellplätze oder Garagen mit 

einer nicht begünstigten Erweiterungsmaßnahme am 

Baudenkmal (zum Beispiel Schaffung zusätzlicher Woh-

nungen) im Zusammenhang, sind die Aufwendungen 

hierfür in keinem Fall begünstigt. 

2.10 

Kosten für Anlagen und Einrichtungen, die in Gebäuden 

mit gleicher Nutzungsart nicht üblich sind, können nur be-

scheinigt werden, wenn die Anlagen und Einrichtungen zu 

den denkmalbegründenden Merkmalen zählen. 

2.11 

Aufwendungen für Zierstücke, Wappen, Stuckierungen, 

Ballustraden, Freitreppen, Befestigungen, Mauern usw. 

sind bescheinigungsfähig, sofern sie zum historischen Be-

stand des Gebäudes gehören. 

Nicht begünstigt sind jedoch Aufwendungen für Außenan-

lagen wie zum Beispiel Hofbefestigungen, Rasenanlagen, 

Blumen, Ziersträucher und Bäume, auch wenn diesen 

Außenanlagen Denkmalqualität zukommt. Etwas anderes 

kommt nur in Betracht, wenn die Aufwendungen für die 

Anlagen zu den Herstellungs- oder Anschaffungskosten 

oder zum Erhaltungsaufwand des Gebäudes gehören. Die-

se Prüfung obliegt den Finanzbehörden. 
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Aufwendungen für den Anschluss des Gebäudes an das 

Stromversorgungsnetz, das Gasnetz oder die Wasser- und 

Warmwasserversorgung gehören zu den begünstigten 

Herstellungskosten des Gebäudes. Das gilt auch für Kos-

ten der Abwasserleitung, soweit sie auf die Hausan-

schlusskosten entfallen, die für die Herstellung der Zulei-

tungsanlagen vom Gebäude zum öffentlichen Kanal aufge-

wendet werden. Andere Erschließungskosten wie zum Bei-

spiel Erschließungsbeiträge nach §§ 127 bis 135 des Bau-

gesetzbuchs, Ausbaubeiträge nach § 8 Kommunalabga-

bengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen, Kanalan-

schlussgebühren und Beiträge für sonstige Anlagen 

außerhalb des Grundstücks gehören zu den nicht be-

günstigten nachträglichen Anschaffungskosten des Grund 

und Bodens. 

3. Gebäudegruppe oder Gesamtanlage 

Gebäudegruppe oder Gesamtanlage im Sinne der §§ 7 i 

Abs. 1 Satz 4, 11 b Abs. 1 Satz 2 EStG ist in Nordrhein-West-

falen der Denkmalbereich. 

Aufwendungen für bestehende Gebäude innerhalb eines 

Denkmalbereichs, die allein kein Baudenkmal sind, können 

nur bescheinigt werden, wenn bauliche Maßnahmen nach 

Art und Umfang zur Erhaltung des schützenswerten äuße-

ren Erscheinungsbildes des Denkmalbereichs erforderlich 

sind. Ist nur der öffentliche Straßenraum als Erschei-

nungsbild geschützt, können Aufwendungen für Baumaß-

nahmen an der Rückseite oder innerhalb der Gebäude, 

zum Beispiel der Einbau eines Bades, nicht bescheinigt 

werden, auch dann nicht, wenn sie einer sinnvollen Nut-

zung dienen. Ebenfalls nicht bescheinigungsfähig sind 

Aufwendungen für Neubauten innerhalb des Denkmalbe-

reichs. Aufwendungen für Baumaßnahmen an einem das 

Erscheinungsbild des Denkmalbereichs störenden Gebäu-

de sind dann bescheinigungsfähig, wenn dieses Gebäude 

denkmalrechtlichen Auflagen unterliegt und solche Auf-

lagen durch die Baumaßnahmen erfüllt werden. 

4. Erstellung der Bescheinigung 

4.1 

Nach Prüfung bescheinigt die Untere Denkmalbehörde 

den Gesamtbetrag der Aufwendungen, die nach Art und 

Umfang zur Erhaltung des Gebäudes oder Gebäudeteils 

als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erfor-

derlich sind bzw. die nach Art und Umfang zur Erhaltung 

des schützenswerten Erscheinungsbildes des Denkmalbe-

reichs erforderlich sind und die in Abstimmung mit der Un-

teren Denkmalbehörde durchgeführt worden sind (vgl. 

„Bescheinigung betr. Steuervergünstigung für Baudenk-

mäler“, hier abgedruckt auf Seite 37). 

Die anerkannten Aufwendungen sind in dem von der An-

tragstellerin oder vom Antragsteller zu erstellenden Ver-

zeichnis der Rechnungen zu kennzeichnen. 

4.2 

Die Bescheinigung ist objektbezogen. Sie muss die genaue 

Bezeichnung des Baudenkmals bzw. des Teils des Denk-

malbereichs und den Namen sowie die Anschrift der Ge-

bäudeeigentümerin oder des Gebäudeeigentümers und 

die auf sie/ihn entfallenden begünstigten Aufwendungen 

enthalten. Bei einer Vertreterin oder einem Vertreter ist die 

wirksame Vertretungsbefugnis zu prüfen, bevor die Be-

scheinigung für den Vertretenen ausgestellt wird. 

4.3 

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, 

die eine der für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zu-

ständigen Behörden der Empfängerin oder dem Empfän-

ger der Bescheinigung aus öffentlichen Mitteln gewährt 

hat. Für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zuständige 

Behörden in Nordrhein-Westfalen sind die jeweils örtlich 

zuständigen Gemeinden, Kreise, Landschaftsverbände 

und Bezirksregierungen. 

Durch eine Nebenbestimmung und geeignete organisato-

rische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Bescheini-

gung entsprechend § 7 i Abs. 2 Satz 2 EStG geändert 

werden kann, wenn solche Zuschüsse nach Ausstellung 

der Bescheinigung gewährt werden. Die Untere Denkmal-

behörde ist verpflichtet, dem zuständigen Finanzamt die 

Änderung der Bescheinigung mitzuteilen (§ 4 Mitteilungs-

verordnung vom 07.09.1993, BStBI. I S. 799). 

4.4 

Die Untere Denkmalbehörde unterrichtet die Obere Denk-

malbehörde jährlich, jeweils zum 31. Dezember, über die 

Anzahl der ausgestellten Steuerbescheinigungen mit Be-

trägen bis zu 250 000 Euro und von mehr als 250 000 Eu-

ro. Von Bescheinigungen über mehr als 250 000 Euro, bei 

mehreren Eigentümern bezogen auf das gesamte Bau-

denkmal, übersendet die Untere Denkmalbehörde der 

Oberen Denkmalbehörde jeweils eine Durchschrift oder 

Ablichtung der ausgestellten Bescheinigung. In der Durch-

schrift oder Ablichtung sind Anschrift und Anrede nicht 

anzugeben oder unleserlich zu machen. 

5. Bindungswirkung der Bescheinigung 

5.1 

Bei der Bescheinigung handelt es sich um einen Verwal-

tungsakt in Form eines Grundlagenbescheides mit Bin-

dungswirkung für steuerliche Folgebescheide gemäß § 175 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Abgabenordnung. Die Bescheinigung 

bindet die Finanzbehörden und Finanzgerichte im Rahmen 

des gesetzlich vorgegebenen Umfangs. Die verbindlichen 

Feststellungen der Bescheinigung beschränken sich auf 



33 

Tatbestände des Denkmalrechts: sie erstrecken sich nicht 

auf die steuerrechtlichen Begriffe wie Herstellungskosten 

oder Erhaltungsaufwand und die sonstigen steuerrechtli-

chen Voraussetzungen. Das Bescheinigungsverfahren um-

fasst deshalb die Prüfung, 

5.1.1 

ob das Gebäude oder der Gebäudeteil nach den Vor-

schriften des DSchG ein geschütztes Baudenkmal ist, 

5.1.2 

ob die Baumaßnahmen nach Art und Umfang 

a) zur Erhaltung des Gebäudes oder Gebäudeteils als 

Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung, 

b) bei einem Gebäude innerhalb eines Denkmalbe-

reichs zur Erhaltung des schützenswerten äußeren 

Erscheinungsbildes des Denkmalbereichs 

erforderlich waren, 

5.1.3 

ob die Arbeiten vor Beginn und in Gestalt ihrer Durch-

führung mit der Bescheinigungsbehörde abgestimmt 

waren, 

5.1.4 

in welcher Höhe die Aufwendungen, die die vorstehen-

den Voraussetzungen erfüllen, angefallen sind, 

5.1.5 

ob und gegebenenfalls in welcher Höhe Zuschüsse aus 

öffentlichen Mitteln durch eine der für Denkmalschutz 

oder Denkmalpflege zuständigen Behörde gezahlt wor-

den sind, 

5.1.6 

ob nach dem Ausstellen einer Bescheinigung Zuschüs-

se aus öffentlichen Mitteln durch eine der für Denkmal-

schutz oder Denkmalpflege zuständigen Behörde ge-

zahlt werden. Auf Nummer 4.3 wird verwiesen. 

Gemäß § 40 DSchG wird die Bescheinigung im Benehmen 

mit dem Landschaftsverband ausgestellt. Hierzu fertigt 

die Untere Denkmalbehörde ihren Entscheidungsentwurf 

und überlässt diesen dem Landschaftsverband. Sofern im 

Einzelfall erforderlich, sind die zu dieser Beurteilung erfor-

derlichen Unterlagen beizufügen. Der Landschaftsverband 

bewertet die beabsichtigte Entscheidung aus seiner fach-

lichen Sicht unter Berücksichtigung des Abstimmungser-

gebnisses (vgl. unter Nr. 1.3). 

Es empfiehlt sich, die Bauherrin oder den Bauherrn da-

rauf hinzuweisen, dass die bescheinigten Aufwendungen 

steuerlich nur berücksichtigt werden können, wenn das 

zuständige Finanzamt die ihm obliegende Prüfung der wei-

teren steuerrechtlichen Voraussetzungen durchgeführt 

hat. 



34 

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in 

tatsächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch die Finanz-

behörden und Finanzgerichte. Ist jedoch offensichtlich, 

dass die Bescheinigung für Baumaßnahmen erteilt wor-

den ist, bei denen die Voraussetzungen zu 5.1 bis 5.1.3 

nicht vorliegen, hat die Finanzbehörde ein Remonstrati-

onsrecht, das heißt sie kann die Bescheinigungsbehörde 

zur Überprüfung veranlassen sowie um Rücknahme oder 

Änderung der Bescheinigung bitten. Lehnt die Untere 

Denkmalbehörde eine Aufhebung bzw. Änderung der er-

teilten Bescheinigung ab, so hat sie die hierfür maßgeben-

den Gründe der Finanzbehörde mitzuteilen. Nimmt die Fi-

nanzverwaltung zu dieser ablehnenden Entscheidung er-

neut Stellung, entscheidet die Obere Denkmalbehörde. Ist 

nach der Überprüfung die Bescheinigung teilweise oder 

vollständig zurückzunehmen, so ist die Befristung gemäß 

§ 48 Abs. 4 VwVfG NW zu beachten. Die Untere Denkmal-

behörde ist verpflichtet, dem Finanzamt die Rücknahme 

oder Änderung der Bescheinigung mitzuteilen (§ 4 Mittei-

lungsverordnung). 

5.2 

Finanzbehörden haben zu prüfen, 

1. ob die vorgelegte Bescheinigung von der nach Lan-

desrecht zuständigen oder von der von der Landes-

regierung bestimmten Behörde ausgestellt worden 

ist, 

2. ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich 

zu den Herstellungskosten oder den Anschaffungs-

kosten im Sinne des § 7 i Abs. 1 Satz 5 EStG, zu den 

sofort abziehbaren Werbungskosten, insbesondere 

zum Erhaltungsaufwand oder zu den nicht abziehba-

ren Kosten des Gebäudes gehören, 

3. ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwen-

dungen gezahlt werden oder worden sind, 

4. ob die Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder – 

bei eigengenutzten Gebäuden – wie Sonderausga-

ben berücksichtigt werden können, 

5. in welchem Veranlagungszeitraum die erhöhten Ab-

setzungen, die Verteilung von Erhaltungsaufwand 

oder der Abzug wie Sonderausgaben erstmals in An-

spruch genommen werden können. 

6. Nachweis der entstandenen Aufwendungen 

6.1 

Die Bescheinigung ist auf einem Formular zu beantragen, 

das dem Mustervordruck (abgedruckt auf Seite 36) ent-

spricht. Die Rechnungen sind nach Gewerken geordnet, 

entsprechend Nummer 2 des Vordrucks aufzulisten und 

dem Antrag beizufügen. Erforderlich ist vor allem die Vor-

lage aller Schlussrechnungen. Abschlagsrechnungen und 

Kostenvoranschläge ersetzen keine Schlussrechnung, 

Kassenzettel müssen Menge, Artikel und Preis eindeutig 
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erkennen lassen. Pauschalrechnungen von Handwerkern 

können nur berücksichtigt werden, wenn das Originalan-

gebot, das dem Pauschalvertrag zugrundeliegt, beigefügt 

ist. Wenn es zur Prüfung der Einzelleistungen erforderlich 

ist, kann die Vorlage der Originalkalkulation verlangt 

werden. 

Genehmigungs- und Prüfungsgebühren gehören zu den 

Kosten der genehmigten oder geprüften Baumaßnahmen. 

6.2 

Wird mit der Durchführung der Maßnahmen ein Baube-

treuungs- oder Generalunternehmen beauftragt, so ist für 

die Prüfung der Einzelleistungen die Vorlage der Original-

rechnungen der von dem Baubetreuungs- oder Generalun-

ternehmen beauftragten Einzelunternehmen erforderlich. 

Es kann auch die Vorlage der Originalkalkulation verlangt 

werden. 

Die in diesen Richtlinien angegebenen und erläuterten Bei-

spiele sind Regelbeispiele, die Inhalt, Ziel und Zweck der 

Richtlinien erläutern sollen. Eine im Einzelfall abweichende 

Sachbehandlung durch die Bescheinigungsbehörde kann 

durch besondere denkmalbedingte Umstände gerechtfer-

tigt sein. Ein Remonstrationsrecht steht der Finanzbehör-

de in diesen Fällen nur zu, wenn solche besonderen Um-

stände im Einzelfall nicht vorliegen. 

7. Hinweis auf sonstige Steuern 

Für die Erlangung der steuerlichen Vorteile bei der Erb-

schaft- und Schenkungsteuer (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchsta-

be b ErbStG), der Grundsteuer (§ 32 GrStG) sowie der Um-

satzsteuer (§ 4 Nr. 20 Buchstabe a UStG) bedarf es neben 

den den Steuerpflichtigen zu erteilenden Bescheiden nach 

§ 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 2 DSchG grundsätzlich keiner be-

sonderen Bestätigung der Unteren Denkmalbehörde ge-

genüber der Finanzverwaltung. 

8. Schlussbestimmungen 

8.1 

Die Oberen Denkmalbehörden sollen die Unteren Denk-

malbehörden beim Ausstellen von Steuerbescheinigungen 

beraten. 

8.2 

Ausnahmen von diesen Richtlinien bedürfen der vorheri-

gen schriftlichen Zustimmung durch die Obere Denkmal-

behörde. 

8.3 

Der RdErl. d. Ministeriums für Stadtentwicklung und Ver-

kehr vom 29.10.1991 (SMBI. NRW. 224) wird aufgehoben. 
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Anlage 2 

Bescheinigung nach § 40 Denkmalschutzgesetz zur Er- 

langung einer Steuervergünstigung nach § 10 g Abs. 1 

Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Nrn. 1 bis 3 Einkom- 

mensteuergesetz 

Runderlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Kultur 

und Sport vom 20. März 1998 – II B 2 – 57.00 

Aufgrund der Ermächtigung nach § 42 des Denkmal-

schutzgesetzes (DSchG) vom 11. März 1980 (GV. NRW. 

S. 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. November 

1997 (GV. NRW. S. 430) – SGV. NRW. 224 – gebe ich be-

kannt: 

Die Inanspruchnahme der Steuervergünstigung für Auf-

wendungen für Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen 

an eigenen schutzwürdigen Kulturgütern, die weder zur 

Einkunftserzielung noch zu eigenen Wohnzwecken genutzt 

werden (§ 10 g EStG), setzt eine Bescheinigung der nach 

Landesrecht zuständigen oder von der Landesregierung 

bestimmten Stelle voraus. Soweit es sich dabei um Kultur-

güter im Sinne von § 10 g Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 3 handelt, 

ist dies nach § 1 der Verordnung vom 08.03.1994 

(GV. NRW. 1994 S. 123 – SGV. NRW. 611 –) die Untere Denk-

malbehörde. 

1. Bescheinigungsverfahren 

Die Bescheinigung, die objektbezogen ist, muss der Eigen-

tümer des Kulturguts schriftlich beantragen (vgl. den hier 

abgedruckten Antrag auf S. 43). Die Bescheinigung hat 

inhaltlich des hier auf S. 47 abgedruckten Vordrucks zu 

entsprechen. An einen Vertreter kann eine Bescheinigung 

nur erteilt werden, wenn eine wirksame Vertretungsbe-

fugnis vorliegt. Die Untere Denkmalbehörde hat zu prüfen, 

1. ob die Maßnahmen 

a) an einem Kulturgut im Sinne des § 10 g Abs. 1 

Satz 2 Nrn. 1 bis 3 EStG durchgeführt worden sind 

(vgl. Tz. 2), das in die Denkmalliste eingetragen ist 

oder zu einem Denkmalbereich gehört, 

b) erforderlich waren (vgl. Tz. 3), 

c) in Abstimmung mit der Unteren Denkmalbehörde 

durchgeführt worden sind (vgl. Tz. 4), 

2. in welcher Höhe Aufwendungen, die die vorstehen-

den Voraussetzungen erfüllen, angefallen sind (vgl. 

Tz. 5), 

3. inwieweit Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln bewil-

ligt worden sind oder nach Ausstellung der Beschei-

nigung bewilligt werden (vgl. Tz. 6). 

Die Bescheinigung unterliegt weder in rechtlicher noch in 

tatsächlicher Hinsicht der Nachprüfung durch die Finanz-

behörden und Finanzgerichte. Es handelt sich hierbei um 
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einen Verwaltungsakt in Form eines Grundlagenbeschei-

des, an den die Finanzbehörden im Rahmen des gesetzlich 

vorgegebenen Umfangs gebunden sind (§ 175 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 Abgabenordnung). Ist jedoch offensichtlich, dass die 

Bescheinigung für Maßnahmen erteilt worden ist, bei de-

nen die Voraussetzungen nicht vorliegen, hat die Finanzbe-

hörde ein Remonstrationsrecht, das heißt sie kann die Un-

tere Denkmalbehörde zur Überprüfung veranlassen sowie 

um Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung nach 

Maßgabe des § 48 Verwaltungsverfahrensgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NW) bitten. Die Untere 

Denkmalbehörde ist verpflichtet, dem Finanzamt von der 

Rücknahme oder Änderung der Bescheinigung nach § 4 

Mitteilungsverordnung vom 07.09.1993, BStBl. I S. 799, 

Mitteilung zu machen. Lehnt die Untere Denkmalbehörde 

eine Aufhebung bzw. Änderung der erteilten Bescheini-

gung ab, so hat sie die hierfür maßgebenden Gründe der 

Finanzbehörde mitzuteilen. Nimmt die Finanzbehörde zu 

dieser ablehnenden Entscheidung erneut Stellung, so ent-

scheidet die Obere Denkmalbehörde. 

Die bescheinigten Aufwendungen können steuerrechtlich 

jedoch nur berücksichtigt werden, wenn auch die weiteren 

steuerrechtlichen Voraussetzungen, die durch das zustän-

dige Finanzamt geprüft werden, vorliegen (vgl. Tz. 7). 

Um dem Eigentümer frühzeitig Klarheit über den Inhalt 

der zu erwartenden Bescheinigung zu geben, kann die Un-

tere Denkmalbehörde bereits eine schriftliche Zusiche-

rung nach § 38 VwVfG NW über die zu erwartende Be-

scheinigung geben. Eine verbindliche Auskunft über die 

voraussichtliche Höhe der Steuervergünstigung kann nur 

das Finanzamt erteilen. Voraussetzung hierfür ist eine 

solche Zusicherung. 

2.      Kulturgüter im Sinne des § 10 g Abs. 1 Satz 2 

Nrn. 1 bis 3 EStG 

2.1 

Die Untere Denkmalbehörde hat zu bescheinigen, dass 

■
 das Gebäude oder der Gebäudeteil als Baudenkmal 

oder Teil eines Baudenkmals in die Denkmalliste einge-

tragen (§ 2 DSchG) oder vorläufig unter Schutz gestellt 

(§ 4 DSchG) wurde oder Teil eines Denkmalbereichs 

(§§ 5, 6 DSchG) ist, 

■
 die gärtnerische, bauliche oder sonstige Anlage, die kein 

Gebäude oder Gebäudeteil ist, nach §§ 2 oder 4 DSchG 

unter Schutz oder vorläufigen Schutz gestellt ist. 

2.1.1 Begriffsbestimmungen 

Unter den Begriffen Gebäudegruppe oder Gesamtanlage 

im Sinne dieser Richtlinien sind Denkmalbereiche im Sin-

ne des § 2 Abs. 3 DSchG zu verstehen, die nach §§ 5, 6 

DSchG unter Schutz gestellt sind. Hierzu gehören nicht 

Gebäude in der engeren Umgebung eines Baudenkmals, 

die außerhalb des denkmalgeschützten Bereichs liegen. 

Gärtnerische Anlagen sind historische Park- und Garten-

anlagen, die Gegenstand des Denkmalschutzes sind. Dazu 

gehören auch die in die gärtnerische Anlage einbezogenen 

baulichen Anlagen, soweit diese nicht eigenständig unter 

Schutz gestellt sind (z. B. Freitreppen, Ballustraden, Pavil-

lons, Mausoleen, Anlagen zur Wasserregulierung, künstli-

che Grotten, Wasserspiele, Brunnenanlagen). Die Abgren-

zung gegenüber einem Naturdenkmal oder einem ge-

schützten Landschaftsteil richtet sich nach dem Denkmal-

recht. 

Bauliche Anlagen im Sinne dieser Richtlinien sind bauliche 

Anlagen im Sinne der Landesbauordnung, die keine Ge-

bäude oder Gebäudeteile sind (z. B. Brücken, Befestigun-

gen). Die bauliche Anlage selbst muss vor Beginn der Maß-

nahmen wirksam nach §§ 3 oder 4 DSchG unter Schutz ge-

stellt worden sein. Zu den baulichen Anlagen gehören auch 

Teile von baulichen Anlagen, zum Beispiel Ruinen oder 

sonstige übriggebliebene Teile ehemals größerer Anlagen. 

Zu den sonstigen Anlagen gehören zum Beispiel Boden-

denkmäler oder Maschinen, die Gegenstand des Denkmal-

schutzes sind. 

2.1.2 Unterschutzstellung on Kulturgütern im Sinne 

des § 10 g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 EStG 

Gebäude, Gebäudeteile, gärtnerische, bauliche oder sons-

tige Anlagen müssen bereits vor Beginn der Maßnahmen 

gem. § 3 oder 4 DSchG wirksam unter Schutz gestellt oder 

Teil eines Denkmalbereichs nach §§ 5, 6 DSchG sein. 

Ist das Kulturgut nur vorläufig nach § 4 DSchG unter 

Schutz gestellt, muss die Bescheinigung einen Widerrufs-

vorbehalt für den Fall enthalten, dass es nicht zu einer Ein-

tragung kommt oder die vorläufige Unterschutzstellung 

wegen Fristablaufs ihre Wirksamkeit verliert. 

Entfällt die öffentlich-rechtliche Bindung durch die Denk-

malschutzvorschriften innerhalb des 10-jährigen Begüns-

tigungszeitraumes des § 10 g EStG, ist dies dem zuständi-

gen Finanzamt mitzuteilen (§ 4 Mitteilungsverordnung). 

2.2 Zugänglichmachen 

Für alle Kulturgüter ist ferner zu bescheinigen, dass sie in 

einem den Verhältnissen entsprechenden Umfang der wis-

senschaftlichen Forschung oder der Öffentlichkeit zu-

gänglich gemacht werden. Ein den Verhältnissen entspre-

chendes Zugänglichmachen ist gegeben, wenn der Eigen-

tümer der Denkmalbehörde mitteilt, er sei bereit, interes-

sierten Wissenschaftlern oder Besuchergruppen den Zu-

tritt zu gestatten und sie zu führen, wenn sie von dort emp-

fohlen werden. 
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3. Erforderlichkeit der Maßnahmen 

3.1    Es ist zu bescheinigen, dass die durchgeführte Maß- 

nahme nach Art und Umfang 

a) bei Gebäuden oder Gebäudeteilen zur Erhaltung als 

Baudenkmal 

b) bei einem Gebäude oder Gebäudeteil, das Teil einer 

geschützten Gebäudegruppe oder Gesamtanlage ist, 

zur Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-

nungsbildes der Gebäudegruppe oder Gesamtanlage 

c) bei anderen Kulturgütern zu ihrer Erhaltung nach 

Maßgabe der geltenden Bestimmungen der Denk-

malpflege oder sonstiger öffentlich-rechtlicher Schutz-

und Erhaltungsverpflichtungen erforderlich waren. 

Zur Erhaltung des Kulturguts erforderliche Maßnah-

men sind solche, die der Eigentümer im Rahmen der 

Erhaltungspflicht nach § 7 DSchG durchführen muss. 

Die Versicherung des Kulturguts gehört nicht hierzu. 

Es reicht nicht aus, dass die Maßnahmen aus fach-

licher Sicht angemessen oder vertretbar sind, sie 

müssen zur Erhaltung des schutzwürdigen Zustands, 

z. B. auch zur Abwendung von Schäden, oder zur 

Wiederherstellung eines solchen Zustands notwen-

dig sein. Maßnahmen, die ausschließlich durch das 

Zugänglichmachen des Kulturguts für die Öffentlich-

keit veranlasst werden (z. B. Errichtung eines Kas-

senhäuschens oder Besucherparkplatzes), gehören 

nicht dazu. Aufwendungen hierfür (z. B. auch Lohn-

kosten für Aufsichtspersonal) können nur mit den 

Einnahmen aus dem Kulturgut verrechnet werden. 

3.2 

An einem Gebäude oder Gebäudeteil sind auch Maßnah-

men bescheinigungsfähig, die zu seiner sinnvollen Nutzung 

erforderlich sind. Das Merkmal ist erfüllt, wenn die Maß-

nahmen 

■
 die Denkmaleigenschaft nicht oder nicht wesentlich 

beeinträchtigen, 

■
 erforderlich sind, um eine unter denkmalschutzrechtli-

chen Gesichtspunkten sinnvolle Nutzung des Bau-

denkmals zu erhalten, wiederherzustellen oder zu er-

möglichen, und 

■
 geeignet erscheinen, die Erhaltung des Baudenkmals 

sicherzustellen. 

4. Abstimmung der Maßnahmen 

Es muss bescheinigt werden, dass die Maßnahmen vor Be-

ginn ihrer Ausführung mit der Unteren Denkmalbehörde 

abgestimmt worden sind. Die Abstimmung kann innerhalb 

eines denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens oder bei 

Gebäuden oder Gebäudeteilen innerhalb eines Baugeneh-

migungsverfahrens erfolgen. Die nachträglich ausgespro-

chene Erlaubnis für Veränderungen an einem Denkmal 

kann das Erfordernis der vorherigen Abstimmung nicht er-

setzen. Ist eine vorherige Abstimmung unterblieben, lie-

gen die Voraussetzungen für die Erteilung der Bescheini-

gung nicht vor, selbst dann, wenn sich das Ergebnis als 

denkmalverträglich darstellt. 

Wird erst im Verlauf der Maßnahme erkennbar, dass ein 

Kulturgut im Sinne der Tz. 2 vorliegt, können die Aufwen-

dungen bescheinigt werden, die ab dem Zeitpunkt entste-

hen, ab dem das Baudenkmal den öffentlich-rechtlichen 

Bindungen des DSchG unterliegt, und die Baumaßnahmen 

betreffen, die vor ihrem Beginn mit der Bescheinigungs-

behörde abgestimmt worden sind. 

Bei laufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Maßnah-

men reicht es aus, wenn sie einmal vorweg abgestimmt 

werden (zum Beispiel laufende Pflege bei geschützten 

Garten- und Parkanlagen). 

Soll von den abgestimmten Maßnahmen abgewichen wer-

den, bedarf dies einer erneuten vorherigen Abstimmung. 

Werden die Maßnahmen nicht in der abgestimmten Art 

und Weise durchgeführt, darf insoweit eine Bescheinigung 

nicht erteilt werden. 

Aus Nachweisgründen sind Zeitpunkt und Inhalt der Ab-

stimmung zwischen den Beteiligten in geeigneter Weise 

schriftlich festzuhalten. 

Dabei soll der Eigentümer auf 

■
 die Bedeutung der Abstimmung für die Erteilung einer 

Bescheinigung, 

■
 die Möglichkeit der schriftlichen Zusicherung nach 

§ 38 VwVfG NW sowie 

■
 das eigenständige Prüfungsrecht der Finanzbehörden 

(vgl. Tz. 7) 

hingewiesen werden. Wird bereits im Rahmen der Abstim-

mung festgestellt, dass nicht alle Maßnahmen die Voraus-

setzungen für eine Bescheinigung erfüllen, ist hierauf aus-

drücklich hinzuweisen. 

5. Höhe der Aufwendungen 

Es können nur tatsächlich angefallene Aufwendungen 

bescheinigt werden. Dazu gehört nicht der Wertansatz für 

die eigene Arbeitsleistung des Denkmaleigentümers oder 

für unentgeltlich Beschäftigte. Zu den bescheinigungsfä-

higen Aufwendungen gehören aber die auf begünstigte 
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Maßnahmen entfallenden Lohn- und Gehaltskosten für 

eigene Arbeitnehmer, Material- und Betriebskosten, Auf-

wendungen für Arbeitsgeräte sowie Gemeinkosten. Ge-

nehmigungs- und Prüfungsgebühren gehören zu den Kos-

ten der genehmigten oder geprüften Baumaßnahme. 

Skonti oder sonstige Abzüge mindern die zu berücksich-

tigenden Kosten. 

Die Prüfung schließt keine Preis- oder Angebotskontrolle 

ein. Aufwendungen können nur bescheinigt werden, soweit 

sie im Einzelnen durch Vorlage von Originalrechnungen 

nachgewiesen werden. Abschlagsrechnungen und Kosten-

voranschläge ersetzen keine Schlussrechnung. Pauschal-

rechnungen von Handwerkern können nur berücksichtigt 

werden, wenn das Original-Angebot, das dem Pauschal-

vertrag zugrunde liegt, beigefügt ist. Wenn es zur Prüfung 

der Einzelleistungen erforderlich ist, kann die Vorlage der 

Original-Kalkulation verlangt werden. 

6. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln 

In die Bescheinigung sind die Zuschüsse aufzunehmen, 

die eine der für Denkmalschutz oder Denkmalpflege zu-

ständigen Behörden dem Empfänger der Bescheinigung 

aus öffentlichen Mitteln bewilligt hat. Für Denkmalschutz 

oder Denkmalpflege zuständige Behörden in Nordrhein-

Westfalen sind die jeweils örtlich zuständigen Gemeinden, 

Kreise, Landschaftsverbände und Bezirksregierungen. 

Durch eine Nebenbestimmung und geeignete organisato-

rische Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Bescheini-

gung entsprechend § 10 g Abs. 3 Satz 2 EStG geändert 

werden kann, wenn solche Zuschüsse nach Ausstellung 

der Bescheinigung gewährt werden. Die Untere Denkmal-

behörde ist verpflichtet, dem zuständigen Finanzamt die 

Änderung der Bescheinigung mitzuteilen (§ 4 Mitteilungs-

verordnung). 

7. Prüfungsrecht der Finanzbehörden 

Die Finanzbehörden haben zu prüfen, 

1. ob die vorgelegte Bescheinigung von der nach Lan-

desrecht zuständigen oder der von der Landesregie-

rung bestimmten Behörde ausgestellt worden ist, 

2. ob die bescheinigte Maßnahme an einem Kulturgut 

durchgeführt worden ist, das im Eigentum des Steu-

erpflichtigen steht, 

3. ob das Kulturgut im jeweiligen Kalenderjahr weder 

zur Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 EStG 

genutzt worden ist noch Gebäude oder Gebäudeteile 

zu eigenen Wohnzwecken genutzt und die Aufwen-

dungen nicht nach § 10 e Abs. 6 oder § 10 h Satz 3 

EStG abgezogen worden sind, 
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4. inwieweit die Aufwendungen etwaige aus dem Kul-

turgut erzielte Einnahmen (vgl. hierzu auch Tz. 3.1) 

übersteigen, 

5. ob die bescheinigten Aufwendungen steuerrechtlich 

dem Kulturgut im Sinne des § 10 g Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 

bis 3 EStG zuzuordnen und keine Anschaffungskos-

ten sind, 

6. ob weitere Zuschüsse für die bescheinigten Aufwen-

dungen gezahlt werden oder worden sind, 

7. in welchem Veranlagungszeitraum die Steuerbe-

günstigung erstmals in Anspruch genommen werden 

kann. 

8. Schlussbestimmungen 

Die in diesen Richtlinien angegebenen und erläuterten Bei-

spiele sind Regelbeispiele, die Inhalt, Ziel und Zweck der 

Richtlinien erläutern sollen. Eine im Einzelfall abweichende 

Sachbehandlung durch die Bescheinigungsbehörde kann 

durch besondere denkmalbedingte Umstände gerechtfer-

tigt sein. Ein Remonstrationsrecht steht der Finanzbehör-

de in diesen Fällen nur zu, wenn solche besonderen Um-

stände im Einzelfall nicht vorliegen. 

Die Untere Denkmalbehörde unterrichtet die Obere Denk-

malbehörde jährlich, jeweils zum 31. Dezember, über die 

Anzahl der ausgestellten Steuerbescheinigungen mit Be-

trägen bis zu 250 000 Euro und von mehr als 250 000 Eu-

ro. Von Bescheinigungen über mehr als 250 000 Euro 

übersendet die Untere Denkmalbehörde der Oberen Denk-

malbehörde jeweils eine Durchschrift oder Ablichtung der 

ausgestellten Bescheinigung. In der Durchschrift oder Ab-

lichtung sind Anschrift und Anrede nicht anzugeben oder 

unleserlich zu machen. 

Soweit in diesem Erlass nichts anderes bestimmt ist, gel-

ten die Bestimmungen der Bescheinigungsrichtlinien für 

Baudenkmäler, die zur Einkunftserzielung oder zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt werden (RdErl. des Ministeriums 

für Stadtentwicklung, Kultur und Sport vom 17. März 1998, 

SMBl. NRW. 224 – siehe Anlage 1, Seite 27 dieser Schrift) 

sinngemäß. 

Ausnahmen von diesen Richtlinien bedürfen der vorheri-

gen schriftlichen Zustimmung der Oberen Denkmalbehörde. 
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